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Referentenentwurf

des Bundesministeriums der Justiz

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Justiz

A. Problem und Ziel

Die Justiz wurde in den vergangenen Jahren sowohl mit Blick auf die Anforderungen der
Digitalisierung als auch mit Blick auf die Erfordernisse der Praxis umfassend reformiert (vgl.
etwa fur das Strafverfahren allein aus der 19. Legislaturperiode das Gesetz zur Moderni-
sierung des Strafverfahrens vom 10. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2121) sowie das Gesetz
zur Fortentwicklung der Strafprozessordnung und zur Anderung weiterer Vorschriften vom
25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2099); fUr das Zivilverfahren das Gesetz zum Ausbau des elekt-
ronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur Anderung weiterer Vorschriften vom
5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607)). Der derzeit bestehende Reformbedarf knlpft hieran an.
Durch Rechtsanpassungen im Bereich des elektronischen Rechtsverkehrs und der elektro-
nischen Aktenfuihrung soll die bereits fortgeschrittene Digitalisierung in der Justiz in allen
Verfahrensordnungen weiter geférdert werden. Im Strafverfahrensrecht sollen zudem Er-
leichterungen bei der Strafantragstellung und weiteren derzeit bestehenden Schriftformer-
fordernissen geschaffen sowie den Verfahrensbeteiligten die Teilnahme an der Revisions-
hauptverhandlung im Wege der Videokonferenz ermdglicht werden. Im Insolvenzrecht sol-
len die Moglichkeiten der elektronischen Forderungsanmeldung und der elektronischen
Kommunikation mit den Insolvenzglaubigern erweitert werden. Zudem soll das Schriftfor-
merfordernis flr Vergutungsberechnungen der Rechtsanwalte entfallen. Damit tragt der
Entwurf zur Erreichung von Nachhaltigkeitsziel 16 der UN-Agenda 2030 bei, leistungsféahige
Institutionen auf allen Ebenen aufzubauen.

B. Losung
Die Vorschlage zur weiteren Digitalisierung der Justiz beinhalten

— die Einfihrung einer Hybridaktenfiihrung in allen Verfahrensordnungen fir geheimhal-
tungsbedirftige Aktenbestandteile, fir vor der verpflichtenden Einfihrung der elektro-
nischen Aktenfuhrung in Papier begonnenen Akten sowie — wahrend der Pilotierungs-
phase — fir elektronisch begonnene Akten;

— die Mdglichkeit fir Bevollmachtigte, (gesetzliche) Vertreter und Beistande (fur die Straf-
prozessordnung beschrénkt auf professionelle Verfahrensbeteiligte), auch Scans von
schriftlich einzureichenden Antrdgen und Erklarungen der Naturalbeteiligten oder Drit-
ten formwahrend elektronisch zu tGbermitteln;

— die Einfihrung einer Formfiktion fir in elektronisch bei Gericht eingereichten Schriftsat-
zen enthaltene empfangsbedurftige Willenserklarungen;

— Erleichterungen bei der Strafantragstellung;
— die Abschaffung des Unterschriftserfordernisses fir schriftliche Erklarungen von Bir-

gerinnen und Birgern bei entsprechender Dokumentation durch die Strafverfolgungs-
behoérden;
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— die Moglichkeit, in der Revisionshauptverhandlung die physische Anwesenheit der An-
geklagten, der Verteidigerinnen und Verteidiger und der Sitzungsvertretung der Staats-
anwaltschaft durch eine Zuschaltung im Rahmen einer Videokonferenz zu ersetzen;
— eine Ausnahme von der Pflicht zur elektronischen Ubermittlung bei Verschlusssachen;
— die Einfuhrung der Textform fir die anwaltliche Vergltungsberechnung;

— Ausnahmen von der elektronischen Aktentbermittlung bei umfanglichen Akten sowie

— die beschrankte Zulassung des ldentifizierungsverfahrens ELSTER im elektronischen
Rechtsverkehr.

Zudem enthalten die Vorschlage die verbliebenen Anpassungen des deutschen Rechts zur
Umsetzung des Artikels 28 Buchstabe a und c¢ der Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 Uber praventive Restrukturierungsrah-
men, Uber Entschuldung und tber Tatigkeitsverbote sowie tber Mal3nahmen zur Steige-
rung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur
Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie iber Restrukturierung und Insolvenz)
(ABI. L 172 vom 26.6.2019, S. 18) sowie konkretisierende Regelungen zu den Gegenstéan-
den der Bekanntmachung in offentlichen Restrukturierungssachen nach dem Unterneh-
mensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Keine.

E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand fur Burgerinnen und Blrger

Keiner.

E.2 Erfallungsaufwand fur die Wirtschaft
Es ist mit Einsparungen zu rechnen, die jedoch erst nach der Beteiligung der Lander, Ver-

bande und des Geschaftsbereichs werden beziffert werden kdnnen.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.
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E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung
Es ist mit einem geringflgigen Erfullungsaufwand zu rechnen, der jedoch erst nach der
Beteiligung der Lander, Verbande und des Geschéftsbereichs wird beziffert werden kon-
nen.

F. Weitere Kosten

Die weiteren Kosten werden abschliel3end erst nach der Beteiligung der Lander, Verbande
und des Geschéftsbereichs werden beziffert werden kénnen.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Justiz”

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltstibersicht

Artikel 1 Anderung der Strafprozessordnung

Artikel 2 Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung

Artikel 3 Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung zum 1.
Januar 2026

Artikel 4  Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung zum 1.
Januar 2036

Artikel 5 Anderung des Strafvollzugsgesetzes

Artikel 6 Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2026

Artikel 7 Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2036

Artikel 8  Anderung des Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten

Artikel 9 Weitere Anderung des Gesetzes iiber Ordnungswidrigkeiten zum 1. Januar
2026

Artikel 10 Weitere Anderung des Gesetzes (iber Ordnungswidrigkeiten zum 1. Januar
2036

Artikel 11 Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch

Artikel 12 Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch zum 1.
Januar 2036

Artikel 13 Anderung der Zivilprozessordnung

Artikel 14  Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der Zivilprozessordnung

Artikel 15 Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der Zivilprozess-
ordnung zum 1. Januar 2026

Artikel 16 Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der Zivilprozess-
ordnung zum 1. Januar 2036

b Artikel 36 bis 38 dieses Gesetzes dienen auch der weiteren der Umsetzung der Richtlinie (EU)

2019/1023 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 Uber praventive Restruk-
turierungsrahmen, tiber Entschuldung und Uber Tatigkeitsverbote sowie Giber Mal3nahmen zur Steige-
rung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Anderung
der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie Uber Restrukturierung und Insolvenz) (ABI. L 172 vom
26.6.2019, S. 18).
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Anderung des Gesetzes (iber das Verfahren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

Weitere Anderung des Gesetzes uber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum 1. Januar 2026

Weitere Anderung des Gesetzes uber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum 1. Januar 2036

Anderung des Gesetzes liber die internationale Rechtshilfe in Strafsachen

Weitere Anderung des Gesetzes uber die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen zum 1. Januar 2036

Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes

Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026
Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036
Anderung des Sozialgerichtsgesetzes

Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026
Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036
Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung

Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar 2026
Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar 2036
Anderung der Finanzgerichtsordnung

Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2026
Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2036
Anderung des Gerichtsverfassungsgesetzes

Anderung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes

Anderung der Insolvenzordnung

Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Insolvenzordnung

Anderung des Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetzes
Anderung der Strafakteniibermittlungsverordnung

Anderung der Dokumentenerstellungs- und -tibermittlungsverordnung
Anderung der BuRgeldakteniibermittlungsverordnung

Anderung der Strafvollzugsgerichtsakteniibermittlungsverordnung

Anderung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung
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Artikel 44  Inkrafttreten

Artikel 1

Anderung der Strafprozessordnung

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987
(BGBI. 1 S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBI.
2023 | Nr. 203) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Nach § 32 Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingefugt:

»(1a) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen jeweils fur ihren
Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026
in Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elekt-
ronischer Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung be-
darf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Ermachtigung kann durch Rechtsver-
ordnung auf die zustandigen Bundes- oder Landesministerien Gbertragen werden.*

2. Dem § 32a Absatz 3 wird der folgende Satz angeflgt:
,o0ll ein Dokument, das von einem Beschuldigten, einem anderen Verfahrensbeteilig-
ten oder einem Dritten schriftlich abzufassen, zu unterschreiben oder zu unterzeichnen
ist, elektronisch eingereicht werden, so kann es in ein elektronisches Dokument Uber-
tragen und durch einen Verteidiger oder Rechtsanwalt nach Satz 1 Gbermittelt werden.*
3. §81f Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
a) In Satz 1 wird das Wort ,schriftliche® gestrichen.
b) Der folgende Satz wird angefugt:
,Die Einwilligung ist schriftlich zu erklaren oder von der Staatsanwaltschaft oder
ihren Ermittlungspersonen in Gegenwart der einwilligenden Person zu protokollie-
ren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren.”
4. 8§ 81g Absatz 3 wird wie folgt geandert:

a) Inden Satzen 1 und 2 wird jeweils das Wort ,schriftliche” gestrichen.

b) In Satz 4 wird die Angabe ,Abs. 2“ durch die Worter ,Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2"
ersetzt.

5. §81h Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,schriftlichen” gestrichen.
b) Der folgende Satz wird angefugt:
,Die Einwilligung ist schriftlich zu erklaren oder von der Staatsanwaltschaft oder
ihren Ermittlungspersonen in Gegenwart der einwilligenden Person zu protokollie-

ren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren.*

6. § 114b Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
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.Der Erhalt der Belehrung ist durch den Beschuldigten schriftlich zu bestatigen oder
von der Staatsanwaltschaft oder ihren Ermittlungspersonen in Gegenwart des Beschul-
digten zu protokollieren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren.*
7. § 158 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geédndert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,mundlich oder schriftlich” gestrichen.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Die Anzeige und der Strafantrag sind durch die aufnehmende Stelle zu pro-
tokollieren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren.*

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Bei Straftaten, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, missen die Iden-
titat und der Verfolgungswille der antragstellenden Person sichergestellt sein.”

8. Dem & 350 wird der folgende Absatz 3 angefugt:

»(3) Dem Angeklagten, dem Verteidiger und dem Vertreter der Staatsanwaltschaft
kann auf ihren jeweiligen Antrag die Anwesenheit an einem anderen Ort gestattet wer-
den, wenn die Verhandlung zeitgleich in Bild und Ton an den anderen Ort und in das
Sitzungszimmer Ubertragen wird. Sieht das Gericht in den Fallen des Absatzes 2 Satz 3
von einer Vorfihrung des Angeklagten ab, so ist diesem auf seinen Antrag die Teil-
nahme an der Hauptverhandlung im Wege der Bild-Ton-Ubertragung zu gestatten.*

9. §424 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,bei Gericht oder bei der Staatsanwaltschaft schriftlich
oder zu Protokoll oder bei einer anderen Behdrde schriftlich® gestrichen.

b) Nach Satz 1 wird der folgende Satz eingefligt:
,Die Erklarung ist schriftlich abzugeben oder von dem Gericht, der Staatsanwalt-

schaft oder ihren Ermittlungspersonen in Gegenwart des Betroffenen zu protokol-
lieren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren.®

Artikel 2

Anderung des Einfilhrungsgesetzes zur Strafprozessordnung

§ 15 des Einfihrungsgesetz zur Strafprozessordnung in der im Bundesgesetzblatt Tell
lll, Gliederungsnummer 312-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Ar-
tikel 6b des Gesetzes vom 16. September 2022 (BGBI. | S. 1454) geandert worden ist, wird
wie folgt gefasst:



-8- Bearbeitungsstand: 05.09.2023 11:49

.8 15

Ubergangsregelung zum Gesetz zur Einfihrung der elektronischen Akte in der Justiz und
zur weiteren Foérderung des elektronischen Rechtsverkehrs; Verordnungserméachtigung

(1) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bun-
des oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN DIENSTGE-
BRAUCH eingestuft sind, durfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den 8§ 32
bis 32f der Strafprozessordnung in Papierform erstellt, gefiihrt und Ubermittelt werden. Die
fur die Handhabung von Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben
unberthrt.

(2) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen abweichend von § 32
der Strafprozessordnung jeweils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen,
dass Akten, die elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31.
Dezember 2025 in Papierform weitergefiihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesre-
gierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Erméachtigung kann durch

Rechtsverordnung auf die zustédndigen Bundes- oder Landesministerien tbertragen wer-
den.”

Artikel 3

Weitere Anderung des Einfiilhrungsgesetzes zur Strafprozessord-
nung zum 1. Januar 2026

8 15 des Einflihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 2 die-
ses Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.

2. Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 4

Weitere Anderung des Einfilhrungsgesetzes zur Strafprozessord-
nung zum 1. Januar 2036

§ 15 des Einfuhrungsgesetzes zur Strafprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 3 die-
ses Gesetzes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 5

Anderung des Strafvollzugsgesetzes

Nach § 110a Absatz 1 des Strafvollzugsgesetzes vom 16. Marz 1976 (BGBI. | S. 581,
2088); 1977 | S. 436), das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021
(BGBI. I S. 4607) geandert worden ist, werden die folgenden Abséatze 1a bis 1c eingeflgt:
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»,(1a) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen jeweils fur ihren Bereich
durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026 in Papierform
angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elektronischer Form wei-
tergefihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf nicht der Zustim-
mung des Bundesrates. Die Erméchtigung kann durch Rechtsverordnung auf die zustandi-
gen Bundes- oder Landesministerien tibertragen werden.

(1b) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bun-
des oder der Lander als Verschlusssache hoéher als VS-NUR FUR DEN DIENSTGE-
BRAUCH eingestuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 in Papierform erstellt, gefuhrt
und Ubermittelt werden. Die fir die Handhabung von Verschlusssachen geltenden Geheim-
schutzvorschriften bleiben unberthrt.

(1c) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen jeweils fur ihren Bereich
durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die elektronisch angelegt wurden, ab ei-
nem bestimmten Ereignis bis zum 31. Dezember 2025 in Papierform weitergefihrt werden.
Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesra-

tes. Die Erméachtigung kann durch Rechtsverordnung auf die zustéandigen Bundes- oder
Landesministerien Ubertragen werden.*

Artikel 6

Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2026

§ 110a Absatz 1c des Strafvollzugsgesetzes vom 16. Marz 1976, das zuletzt durch
Artikel 5 dieses Gesetzes gedndert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 7

Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2036

§ 110a Absatz 1b des Strafvollzugsgesetzes vom 16. Marz 1976, das zuletzt durch
Artikel 6 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 8

Anderung des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten

Das Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.
Februar 1987 (BGBI. | S. 602), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. Marz 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 73) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In §49a Absatz 1 Satz 2 werden die Worter ,479 Absatz 1, 2, 5 Satz 1 und Absatz 6
sowie“ durch die Worter ,479 Absatz 1, 2 und 4 Satz 1 sowie Absatz 5 und® ersetzt.

2. In 8 49b Nummer 4 werden die Worter ,§ 479 Absatz 4 Nummer 2“ durch die Worter
»8 479 Absatz 3 Nummer 2“ ersetzt.
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3. Nach 8§ 110a Absatz 1 werden die folgenden Abséatze 1a bis 1c eingeflgt:

»(1a) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen jeweils fur ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026 in
Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elektroni-
scher Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf
nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Ermachtigung kann durch Rechtsverord-
nung auf die zustandigen Bundes- oder Landesministerien Gibertragen werden.

(1b) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des
Bundes oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN DIENST-
GEBRAUCH eingestuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 in Papierform erstellt,
gefuhrt und Ubermittelt werden. Die fur die Handhabung von Verschlusssachen gelten-
den Geheimschutzvorschriften bleiben unberihrt.

(1c) Die Bundesregierung und die Landesregierungen konnen jeweils fur ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die elektronisch angelegt wur-
den, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31. Dezember 2025 in Papierform weiter-
gefuhrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf nicht der Zustim-
mung des Bundesrates. Die Erméachtigung kann durch Rechtsverordnung auf die zu-
standigen Bundes- oder Landesministerien tbertragen werden.*

Artikel 9

Weitere Anderung des Gesetzes Uiber Ordnungswidrigkeiten zum
1. Januar 2026

§ 110a Absatz 1c des Gesetzes liber Ordnungswidrigkeiten, das zuletzt durch Artikel 8
dieses Gesetzes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 10

Weitere Anderung des Gesetzes iiber Ordnungswidrigkeiten zum
1. Januar 2036

§ 110a Absatz 1b des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten, das zuletzt durch Artikel 9
dieses Gesetzes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 11

Anderung des Einfihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch

Dem Einfuhrungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill,
Gliederungsnummer 4101-1, verdffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 154) geandert worden ist, wird der
folgende ... [einsetzen: nAchster bei der Verkiindung freier Abschnitt mit Zahlbezeichnung].
Abschnitt angeflgt:
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.--- [einsetzen: nachster bei der Verkiindung freier Abschnitt mit Z&hlbezeichnung]. Ab-
schnitt

Ubergangsvorschrift zum Gesetz zur Einfiihrung der elektronischen Akte in der Justiz und
zur weiteren Foérderung des elektronischen Rechtsverkehrs

Artikel ... [einsetzen: nachster bei der Verkindung freier Artikel mit
Zahlbezeichnung]

Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bundes
oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH
eingestuft sind, durfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von § 335 Absatz 2a des
Handelsgesetzbuchs in Papierform erstellt, gefiihrt und Ubermittelt werden. Die flr die
Handhabung von Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben unbe-
rahrt.*

Artikel 12

Weitere Anderung des Einfilhrungsgesetzes zum Handelsgesetz-
buch zum 1. Januar 2036

Der ... [einsetzen: Abschnittbezeichnung aus Artikel 11]. Abschnitt des Einfihrungsge-
setzes zum Handelsgesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 11 gedndert worden ist, wird auf-
gehoben.

Artikel 13

Anderung der Zivilprozessordnung

Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005
(BGBI. 1 S. 3202; 2006 | S. 431; 2007 | S. 1781), die zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes
vom 22. Februar 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 51) geéandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird nach der Angabe zu § 130d folgende Angabe eingeflgt:
,8 130e Formfiktion®.

2. 8§ 130a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort ,Ubersetzungen® ein Komma und das Wort ,An-
trage” eingeflgt.

b) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz angefugt:
,S0ll ein schriftlich einzureichender Antrag oder eine schriftlich einzureichende Er-

klarung einer Partei oder eines Dritten als elektronisches Dokument eingereicht
werden, so kann der unterschriebene Antrag oder die unterschriebene Erklarung
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in ein elektronisches Dokument Ubertragen und durch den Bevollmé&chtigten, den
Vertreter oder den Beistand nach Satz 1 Gbermittelt werden.*

3. Nach § 130d wird folgender § 130e eingefiigt:

»8 130e
Formfiktion

Ist eine empfangsbedurftige Willenserklarung, die der schriftlichen oder der elekt-
ronischen Form bedarf, in einem vorbereitenden Schriftsatz enthalten, der als elektro-
nisches Dokument nach 8§ 130a bei Gericht eingereicht und dem Empféanger zugestellt
oder mitgeteilt wurde, so gilt die Willenserklarung als in schriftlicher oder elektronischer
Form zugegangen.”

4. Dem § 298a wird der folgende Absatz 3 angeflgt:

»(3) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen jeweils fur ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026 in
Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elektroni-
scher Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf
nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Landesregierungen kénnen die Erméchti-
gung durch Rechtsverordnung auf die zustandigen obersten Landesbehérden Ubertra-
gen.”

Artikel 14

Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfihrung der Zivilpro-
zessordnung

§ 43 des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der Zivilprozessordnung in der im Bun-
desgesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnummer 310-2, verdéffentlichten bereinigten Fassung,
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBI. | S. 4147) geén-
dert worden ist, wird wie folgt gefasst:

.8 43

Ubergangsregelung zum Gesetz zur Einfiihrung der elektronischen Akte in der Justiz und
zur weiteren Foérderung des elektronischen Rechtsverkehrs; Verordnungserméachtigung

(1) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des Bun-
des oder der Lander als Verschlusssache héher als VS-NUR FUR DEN DIENSTGE-
BRAUCH eingestuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den 88 130a
bis 130d und 298a der Zivilprozessordnung in Papierform erstellt, gefiihrt und Gbermittelt
werden. Die fur die Handhabung von Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschrif-
ten bleiben unberuhrt.

(2) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen abweichend von § 298a
der Zivilprozessordnung jeweils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen,
dass Akten, die elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31.
Dezember 2025 in Papierform weitergefihrt werden. Die Rechtsverordnung der
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Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Landesregierungen
kénnen die Erméchtigung durch Rechtsverordnung auf die zustédndigen obersten Landes-
behdrden Ubertragen.®

Artikel 15

Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfihrung der
Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2026

§ 43 des Gesetzes, betreffend die Einfihrung der Zivilprozessordnung, das zuletzt
durch Artikel 14 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.

2. Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 16

Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der
Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2036

8 43 des Gesetzes, betreffend die Einflihrung der Zivilprozessordnung, das zuletzt
durch Artikel 15 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 17

Anderung des Gesetzes uber das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

Das Gesetz Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2586, 2587), das zuletzt
durch Artikel 9a des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 155) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. 8 14 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 2 wird nach dem Wort ,Ubersetzungen® ein Komma und das Wort ,An-
trage” eingeflgt.

b) Absatz 4 Satz 5 wird aufgehoben.

c) In Absatz 4a Satz 3 werden die Worter ,oder in Verfahren gemaf § 151 Nummer 4
und § 271 ab einem bestimmten Stichtag in elektronischer Form“ gestrichen.

d) Die folgenden Abséatze 6 bis 8 werden angefiigt:

»(6) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen jeweils fur ihren
Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar
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2026 in Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis
in elektronischer Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundes-
regierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Erméachtigung kann
durch Rechtsverordnung auf die jeweils zustandige oberste Landesbehdrde tber-
tragen werden.

(7) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen
des Bundes oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN
DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, durfen bis zum 31. Dezember 2035 in Pa-
pierform erstellt, gefiihrt und tbermittelt werden. Die fir die Handhabung von Ver-
schlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben unberihrt.

(8) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen jeweils flr ihren
Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die elektronisch ange-
legt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31. Dezember 2025 in Papier-
form weitergefihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf
nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Erméachtigung kann durch Rechtsver-
ordnung auf die auf die jeweils zustandige oberste Landesbehdrde Ubertragen
werden.*

§ 41 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Der Beschluss wird den Beteiligten in Abschrift bekannt gegeben; Ausfertigungen wer-
den nur auf Antrag und nur in Papierform erteilt.”

Artikel 18

Weitere Anderung des Gesetzes liber das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-

keit zum 1. Januar 2026

8 14 Absatz 8 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Ange-
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das zuletzt durch Artikel 17 dieses Gesetzes
geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 19

Weitere Anderung des Gesetzes liber das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-

keit zum 1. Januar 2036

8§ 14 Absatz 7 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Ange-
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das zuletzt durch Artikel 18 dieses Gesetzes
geandert worden ist, wird aufgehoben.
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Artikel 20

Anderung des Gesetzes uber die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen

Das Gesetz Uber die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1994 (BGBI. | S. 1537), das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 19. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2632) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 8 77a Absatz 7 Satz 1 werden die Worter .8 32a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5
durch die Worter ,8 32a Absatz 3 und 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5“ ersetzt, wird das Wort
,sowie“ durch das Wort ,und® ersetzt und werden vor dem Wort ,sinngemaf“ die Worter
,Sowie 8 15 Absatz 1 des Einfuhrungsgesetzes zur Strafprozessordnung® eingefigt.

2. §77b wird wie folgt gedndert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,und fur Verbraucherschutz“ gestrichen.
bb) Die Satze 2 bis 4 werden aufgehoben.
b) Die folgenden Absatze 2 und 3 werden angefigt:

»(2) Das Bundesministerium der Justiz und die Landesregierungen kdnnen je-
weils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen,

1. dass Akten, die vor dem in Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bezeichneten Zeitpunkt
in Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis
in elektronischer Form weitergefiihrt werden und

2. dass Akten, die elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis
in Papierform weitergefuihrt werden.

(3) Die Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Justiz bedarf nicht
der Zustimmung des Bundesrates. Die Landesregierungen kdnnen die Ermachti-
gung durch Rechtsverordnung auf die Landesjustizverwaltungen tbertragen. Die
Zulassung der elektronischen Ubermittlung nach § 77a Absatz 1 kann auf einzelne
Gerichte und Behorden sowie auf einzelne Verfahren beschrankt werden. Die
elektronische Aktenfiihrung nach 8§ 77a Absatz 4 kann auf das Verfahren bei ein-
zelnen Behdrden oder auf Verfahrensabschnitte beschrankt werden.®

Artikel 21

Weitere Anderung des Gesetzes uber die internationale Rechts-
hilfe in Strafsachen zum 1. Januar 2036

In § 77a Absatz 7 Satz 1 des Gesetzes Uber die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen, das zuletzt durch Artikel 20 dieses Gesetzes geéndert worden ist, werden die Worter
,497 der Strafprozessordnung sowie § 15 des Einfihrungsgesetzes zur Strafprozessord-
nung“ durch die Worter ,sowie § 497 der Strafprozessordnung” ersetzt.



-16 - Bearbeitungsstand: 05.09.2023 11:49

Artikel 22

Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes

Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979

(BGBI. | S. 853, 1036), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 4. Januar
2023 (BGBI. 2023 | Nr. 10) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Dem § 46¢ Absatz 3 wird der folgende Satz angefugt:

»S0ll ein schriftlich einzureichender Antrag oder eine schriftlich einzureichende Erkla-
rung einer Partei oder eines Dritten als elektronisches Dokument eingereicht werden,
so kann der unterschriebene Antrag oder die unterschriebene Erklarung in ein elektro-
nisches Dokument tbertragen und durch den Bevollmachtigten, den Vertreter oder den
Beistand nach Satz 1 Ubermittelt werden.®

Dem § 46e wird der folgende Absatz 3 angefugt:

»(3) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen jeweils fur ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026 in
Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elektroni-
scher Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf
nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Landesregierungen kénnen die Ermachti-
gung durch Rechtsverordnung auf die fur die Arbeitsgerichtsbarkeit zustandigen obers-
ten Landesbehdrden tbertragen.”

Nach § 46g wird folgender § 46h eingeflgt:

»8 46h
Formfiktion

Ist eine empfangsbedirftige Willenserklarung, die der schriftichen oder der elekt-
ronischen Form bedarf, in einem vorbereitenden Schriftsatz enthalten, der als elektro-
nisches Dokument nach 8§ 46¢ bei Gericht eingereicht und dem Empféanger zugestellt
oder mitgeteilt wurde, so gilt die Willenserklarung als in schriftlicher oder elektronischer
Form zugegangen.”

§ 112 wird wie folgt geéndert:

a) Der Uberschrift werden ein Semikolon und das Wort ,Verordnungsermachtigung*
angeflgt.

b) Die folgenden Absatze 3 bis 4 werden angefigt:

»(3) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen
des Bundes oder der Lander als Verschlusssache hoher als VS-NUR FUR DEN
DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, dirfen abweichend von den 88 46c¢ bis 46f
bis zum 31. Dezember 2035 in Papierform erstellt, gefiihrt und Gbermittelt werden.
Die fur die Handhabung von Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschrif-
ten bleiben unberihrt.

(4) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen abweichend
von 8 46e jeweils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass
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Akten, die elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum
31. Dezember 2025 in Papierform weitergefihrt werden. Die Rechtsverordnung
der Bundesregierung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Erméch-
tigung kann durch Rechtsverordnung auf die zustandigen Bundes- oder Landes-
ministerien Ubertragen werden.”

Artikel 23

Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar
2026

8 112 des Arbeitsgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 22 dieses Gesetzes gean-
dert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In der Uberschrift werden das Semikolon und das Wort ,Verordnungsermachtigung®
gestrichen.

2. §112 Absatz 4 wird aufgehoben.

Artikel 24

Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar
2036

§ 112 Absatz 3 des Arbeitsgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 23 dieses Ge-
setzes geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 25

Anderung des Sozialgerichtsgesetzes

Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
1975 (BGBI. | S. 2535), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBI.
2023 | Nr. 155) geadndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 65a Absatz 3 wird der folgende Satz angefiigt:

,S0ll ein schriftlich einzureichender Antrag oder eine schriftlich einzureichende Erkla-
rung eines Beteiligten oder eines Dritten als elektronisches Dokument eingereicht wer-
den, so kann der unterschriebene Antrag oder die unterschriebene Erklarung in ein
elektronisches Dokument tbertragen und durch den Bevollméchtigten, den Vertreter
oder den Beistand nach Satz 1 Gbermittelt werden.®

2. Nach § 65b Absatz 1a wird der folgende Absatz 1b eingeflgt:
,(1b) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen jeweils fur inren Be-

reich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026 in
Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in
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elektronischer Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregie-
rung bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Ermachtigung kann durch
Rechtsverordnung auf die zustandige oberste Bundes- oder die fir die Sozialgerichts-
barkeit zustandigen obersten Landesbehdrden Ubertragen werden.*

3. Nach § 65d wird folgender § 65e eingefiigt:

.3 65e
Formfiktion

Ist eine empfangsbedirftige Willenserklarung, die der schriftlichen oder der elekt-
ronischen Form bedarf, in einem vorbereitenden Schriftsatz enthalten, der als elektro-
nisches Dokument nach § 65a bei Gericht eingereicht und dem Empfanger zugestellt
oder mitgeteilt wurde, so gilt die Willenserklarung als in schriftlicher oder elektronischer
Form zugegangen.”

4. § 211 wird wie folgt gefasst:

,§ 211

(1) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des
Bundes oder der Lander als Verschlusssache héher als VS-NUR FUR DEN DIENST-
GEBRAUCH eingestuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den
88 65a bis 65d in Papierform erstellt, gefiihrt und tGbermittelt werden. Die fir die Hand-
habung von Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben unbe-
rahrt.

(2) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen abweichend von
8§ 65b jeweils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die
elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31. Dezember
2025 in Papierform weitergeftihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung
bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Erméachtigung kann durch Rechts-
verordnung auf die zustandige oberste Bundes- oder die fur die Sozialgerichtsbarkeit
zustandigen obersten Landesbehdérden Ubertragen werden.*

Artikel 26

Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026

§ 211 des Sozialgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 25 dieses Gesetzes geén-
dert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.

2. Absatz 2 wird aufgehoben.
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Artikel 27

Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036

§ 211 des Sozialgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 26 dieses Gesetzes gean-

dert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 28

Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung

Die Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Mérz

1991 (BGBI. | S. 686), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Marz 2023 (BGBI.
2023 | Nr. 71) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

Dem § 55a Absatz 3 wird der folgende Satz angefiigt:

»S0ll ein schriftlich einzureichender Antrag oder eine schriftlich einzureichende Erkla-
rung eines Beteiligten oder eines Dritten als elektronisches Dokument eingereicht wer-
den, so kann der unterschriebene Antrag oder die unterschriebene Erklarung in ein
elektronisches Dokument tbertragen und durch den Bevollméchtigten, den Vertreter
oder den Beistand nach Satz 1 Gbermittelt werden.®

Nach § 55b Absatz 1a wird der folgende Absatz 1b eingeflgt:

»(1b) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen jeweils fur ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026 in
Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elektroni-
scher Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf
nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Ermachtigung kann durch Rechtsverord-
nung auf die zustandige oberste Bundes- oder die fir die Verwaltungsgerichtsbarkeit
zustéandigen obersten Landesbehérden tbertragen werden.*

Nach § 55d wird folgender § 55e eingefigt:

,8 55e
Formfiktion

Ist eine empfangsbedurftige Willenserklarung, die der schriftlichen oder der elekt-
ronischen Form bedarf, in einem vorbereitenden Schriftsatz enthalten, der als elektro-
nisches Dokument nach 8§ 55a bei Gericht eingereicht und dem Empféanger zugestellt
oder mitgeteilt wurde, so gilt die Willenserklarung als in schriftlicher oder elektronischer
Form zugegangen.*

§ 177 wird wie folgt gefasst:
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.8 177

(1) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des
Bundes oder der Lander als Verschlusssache héher als VS-NUR FUR DEN DIENST-
GEBRAUCH eingestuft sind, durfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den
88 55a bis 55d in Papierform erstellt, gefiihrt und Gbermittelt werden. Die fiir die Hand-
habung von Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben unbe-
rahrt.

(2) Die Bundesregierung und die Landesregierungen konnen abweichend von
8 55b jeweils fur ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die
elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31. Dezember
2025 in Papierform weitergefuhrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung
bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Erméchtigung kann durch Rechts-
verordnung auf die zustandige oberste Bundes- oder die fur die Verwaltungsgerichts-
barkeit zustandigen obersten Landesbehdérden Ubertragen werden.*

Artikel 29

Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Ja-

nuar 2026

8 177 der Verwaltungsgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 28 dieses Gesetzes

geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

2.

Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.

Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 30

Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Ja-

nuar 2036

8§ 177 der Verwaltungsgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 29 dieses Gesetzes

geandert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 31

Anderung der Finanzgerichtsordnung

Die Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Marz 2001

(BGBI. | S. 442, 2262; 2002 | S. 679), die zuletzt durch Artikel 13 Absatz 3 des Gesetzes
vom 10. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 64) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Dem § 52a Absatz 3 wird der folgende Satz angefigt:
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»S0ll ein schriftlich einzureichender Antrag oder eine schriftlich einzureichende Erkla-
rung eines Beteiligten oder eines Dritten als elektronisches Dokument eingereicht wer-
den, so kann der unterschriebene Antrag oder die unterschriebene Erklarung in ein
elektronisches Dokument Ubertragen und durch den Bevollméchtigten, den Vertreter
oder den Beistand nach Satz 1 Gbermittelt werden.”

Nach 8 52b Absatz 1a wird der folgende Absatz 1b eingefigt:

»(1b) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kdnnen jeweils fur ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die vor dem 1. Januar 2026 in
Papierform angelegt wurden, ab einem bestimmten Stichtag oder Ereignis in elektroni-
scher Form weitergefiihrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung bedarf
nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Ermachtigung kann durch Rechtsverord-
nung auf die zustéandige oberste Bundes- oder die fiir die Finanzgerichtsbarkeit zustan-
digen obersten Landesbehdrden Ubertragen werden.*

Nach § 52d wird folgender § 52e eingeflgt:

.8 b2e
Formfiktion

Ist eine empfangsbedurftige Willenserklarung, die der schriftlichen oder der elekt-
ronischen Form bedarf, in einem vorbereitenden Schriftsatz enthalten, der als elektro-
nisches Dokument nach 8§ 52a bei Gericht eingereicht und dem Empféanger zugestellt
oder mitgeteilt wurde, so gilt die Willenserklarung als in schriftlicher oder elektronischer
Form zugegangen.”

§ 162 wird wie folgt gefasst:

,§ 162

(1) Dokumente und Aktenteile, die nach den Verschlusssachenanweisungen des
Bundes oder der Lander als Verschlusssache héher als VS-NUR FUR DEN DIENST-
GEBRAUCH eingestuft sind, dirfen bis zum 31. Dezember 2035 abweichend von den
88 52a bis 52d in Papierform erstellt, geflihrt und tGbermittelt werden. Die fiir die Hand-
habung von Verschlusssachen geltenden Geheimschutzvorschriften bleiben unbe-
rahrt.

(2) Die Bundesregierung und die Landesregierungen kénnen abweichend von
8 52b jeweils flr ihren Bereich durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Akten, die
elektronisch angelegt wurden, ab einem bestimmten Ereignis bis zum 31. Dezember
2025 in Papierform weitergefuhrt werden. Die Rechtsverordnung der Bundesregierung
bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. Die Ermé&chtigung kann durch Rechts-
verordnung auf die zustandige oberste Bundes- oder die fur die Finanzgerichtsbarkeit
zustandigen obersten Landesbehdrden Gbertragen werden.*
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Artikel 32

Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2026

§ 162 der Finanzgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 31 dieses ge&ndert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Absatzbezeichnung ,(1)“ wird gestrichen.

2. Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 33

Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2036

8 162 der Finanzgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 32 dieses Gesetzes gean-
dert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 34

Anderung des Gerichtsverfassungsgesetzes

In § 191a Absatz 3 Satz 3 des Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9. Mai 1975 (BGBI. | S. 1077), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom
19. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2606) geandert worden ist, werden nach den Wadrtern
,8 130c der Zivilprozessordnung,” die Worter 8 32c der Strafprozessordnung,” sowie nach
den Wortern ,8 52¢ der Finanzgerichtsordnung® ein Komma und die Woérter ,8 110b des
Gesetzes lber Ordnungswidrigkeiten® eingefligt.

Artikel 35

Anderung des Rechtsanwaltsvergitungsgesetzes

8 10 Absatz 1 Satz 1 des Rechtsanwaltsvergitungsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Méarz 2022 (BGBI. | S. 610), das zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 21. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2817; 2023 | Nr. 63) ge&ndert worden ist, wird wie
folgt gefasst:

,0er Rechtsanwalt kann die Vergltung nur aufgrund einer dem Auftraggeber mitgeteilten
Berechnung fordern; die Berechnung bedarf der Textform.*
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Artikel 36

Anderung der Insolvenzordnung

Die Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBI. | S. 2866), die zuletzt durch Arti-

kel 11 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1166) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1.

§ 5 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Insolvenzverwalter haben ein elektronisches Glaubigerinformationssystem
vorzuhalten und darin jedem Insolvenzglaubiger, der eine Forderung angemeldet hat,
alle Entscheidungen des Insolvenzgerichts, alle an das Insolvenzgericht Ubersandten
Berichte, welche nicht ausschlieRlich die Forderungen anderer Glaubiger betreffen,
und alle die eigenen Forderungen betreffenden Unterlagen in einem gangigen Dateifor-
mat zum elektronischen Abruf zur Verfiigung zu stellen. Uber das Glaubigerinformati-
onssystem miussen auch die der Zustellung nach § 8 Absatz 3 unterliegenden Doku-
mente zuganglich sein. Der Insolvenzverwalter hat den Nutzungsberechtigten die fur
den Zugang erforderlichen Daten nach Eingang der Forderungsanmeldung oder der
Zustimmung zur elektronischen Zustellung unverziglich zur Verfiigung zu stellen.*

8§ 8 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
a) Nach Satz 2 wird der folgende Satz eingeflgt:

,Die Zustellung kann auch elektronisch nach Malgabe des § 173 der Zivilprozess-
ordnung erfolgen; in diesem Fall sind die Dokumente zugleich auch zum Abruf im
elektronischen Glaubigerinformationssystem (8 5 Absatz 5) zur Verfigung zu stel-
len.”

b) Der folgende Satz wird angefiigt:

.Im Fall des Satzes 3 hat er die Zustellnachweise unverziglich zu den Gerichtsak-
ten zu reichen.”

Dem § 28 wird der folgende Absatz 4 angefligt:

(4) ,Der Eréffnungsbeschluss hat den Hinweis darauf zu enthalten, dass Glaubi-
ger, die elektronische Dokumente (ber sichere elektronische Ubermittlungswege
(8 130a der Zivilprozessordnung) empfangen kénnen, unter Angabe des (ber einen
solchen Weg erreichbaren Postfachs ihre Zustimmung zu elektronischen Zustellungen
erklaren kénnen.”

§ 174 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
,Die Anmeldung kann durch Ubermittlung eines elektronischen Dokuments erfolgen;

der Insolvenzverwalter kann den Ubermittlungsweg sowie ein gangiges Dateiformat fir
die Anmeldung festlegen.”
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Artikel 37

Anderung des Einfihrungsgesetzes zur Insolvenzordnung

Nach Artikel 103m des Einfuhrungsgesetzes zur Insolvenzordnung vom 5. Oktober
1994 (BGBI. | S. 2911), das zuletzt durch Artikel 36 des Gesetzes vom 10. August 2021
(BGBI. | S. 3436) geandert worden ist, wird der folgende Artikel 103n eingefugt:

LArtikel 103n

Uberleitungsvorschrift zum Gesetz zur weiteren Digitalisierung der
Justiz

(1) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 17. Juli 2024 ertffnet worden sind, sind § 5
Absatz 5, § 8 Absatz 3 und § 28 Absatz 4 der Insolvenzordnung in der bis dahin geltenden
Fassung weiter anzuwenden.

(2) 8174 Absatz 4 Satz 1 der Insolvenzordnung in der ab dem 17. Juli 2024 geltenden

Fassung ist auch auf solche Insolvenzverfahren anzuwenden, die vor dem 17. Juli 2024
eroffnet worden sind.*

Artikel 38

Anderung des Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturie-
rungsgesetzes

Das Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz vom 22. Dezember
2020 (BGBI. | S. 3256), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 20. Juli 2022
(BGBI. I S. 1166) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 820 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort ,erfolgt® ein Komma und die Woérter
,sofern keine Formerleichterung vereinbart ist,” eingeflgt.

2. 8§21 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
»8 20 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.”

3. In 8§ 41 Absatz 3 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und der folgende
Halbsatz angefigt:

»8 173 der Zivilprozessordnung bleibt unberihrt.”
4. 8§ 84 Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 werden nach den Wértern ,die in der Restrukturierungssache® die Worter
-auf Antrag des Schuldners® eingeflgt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
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+Auf Antrag des Schuldners stellt das Gericht in einem Beschluss seine internatio-
nale Zustandigkeit und die Art des Verfahrens fest.”

5. § 85 wird wie folgt gefasst:

,§ 85
Besondere Bestimmungen

(1) Offentlich bekannt zu machen sind die in Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2015/848 genannten Angaben. Artikel 102c § 4 des Einfihrungsgesetzes zur In-
solvenzordnung ist entsprechend anzuwenden.

(2) Des Weiteren sind 6ffentlich bekannt zu machen:
1. Ortund Zeit gerichtlicher Termine,
2. die Bestellung eines Restrukturierungsbeauftragten,
3. die Entscheidungen des Restrukturierungsgerichts nach 8§ 37 Absatz 1 und 2,

4. die Stabilisierungsanordnung nach § 49 Absatz 1, wenn sich diese gegen die Ge-
samtheit der Glaubiger richtet; wurde eine Stabilisierungsanordnung 6ffentlich be-
kannt gemacht, ist auch deren Aufhebung nach 8 59 Absatz 1 oder Absatz 2 oder
Beendigung nach § 59 Absatz 4 6ffentlich bekannt zu machen,

5. die sonstigen Entscheidungen des Restrukturierungsgerichts nach § 72 Absatz 4,
§ 81 Absatz 4 und 6, § 82 Absatz 1 sowie 8 93 Absatz 4,

6. der Verlust der Wirkungen der Anzeige gemal3 8 31 Absatz 4.

(3) Sobald eine Entscheidung, die eine von dem Restrukturierungsgericht 6ffent-
lich bekannt gemachte Entscheidung aufhebt oder abandert, Rechtskraft erlangt hat,
hat das Restrukturierungsgericht auch die Aufhebung oder Abé&nderung der Entschei-
dung offentlich bekannt zu machen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn das Beschwerde-
gericht gemal § 66 Absatz 4 die aufschiebende Wirkung der Beschwerde gegen die
Bestatigung des Restrukturierungsplans anordnet.

(4) Erfolgen offentliche Bekanntmachungen nach den Absétzen 1 und 2, so ist
eine Zustellung von Ladungen zu Terminen gegentber Aktionaren, Kommanditaktio-
naren und Inhabern von Schuldverschreibungen nicht erforderlich. Handelt es sich bei
dem Schuldner um eine bdrsennotierte Aktiengesellschaft, so ist 8§ 121 Absatz 4a des
Aktiengesetzes entsprechend anzuwenden.”

6. In 8§86 Absatz1l Satz1 wird nach dem Wort ,Internet® die amtliche Fuf3note ,*)
www.restrukturierungsbekanntmachung.de® eingefiigt.

Artikel 39

Anderung der Strafaktenibermittlungsverordnung

Die Strafaktentubermittlungsverordnung vom 14. April 2020 (BGBI. | S. 799) wird wie
folgt geandert:
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1. 8§ 5 wird wie folgt gedndert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Der folgende Absatz 2 wird angefugt:

»(2) Konnen die nach 8 5 Absatz 1 Nummer 3 der Elektronischer-Rechtsver-
kehr-Verordnung bekanntgemachten Hochstgrenzen fur die Anzahl oder das Vo-
lumen elektronischer Dokumente nicht eingehalten werden, so ist die Ubermittlung
der Akte auch auf einem physischen Datentrdger nach 8§ 6 Absatz 1 Nummer 2
zulassig.”

2. In 8§ 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,§ 5 Satz 1“ durch die Angabe ,§ 5" ersetzt.

Artikel 40

Anderung der Dokumentenerstellungs- und -libermittlungsver-
ordnung

§ 6 der Dokumentenerstellungs- und -tbermittlungsverordnung vom 28. Februar 2020
(BGBI. | S. 244), die durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2099)
geadndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Der Wortlaut wird Absatz 1.
2. Der folgende Absatz 2 wird angefugt:
»(2) Konnen die nach 8 5 Absatz 1 Nummer 3 der Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung bekanntgemachten Hochstgrenzen fur die Anzahl oder das Volumen elekt-

ronischer Dokumente nicht eingehalten werden, so ist die Ubermittlung der Akte auch
auf einem physischen Datentrager nach 8§ 6 Absatz 1 Nummer 2 zulassig.“

Artikel 41

Anderung der BuRgeldaktenubermittlungsverordnung

Die Buligeldaktentbermittiungsverordnung vom 6. April 2020 (BGBI. | S. 765) wird wie
folgt gedndert:

1. 85 wird wie folgt geandert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Der folgende Absatz 2 wird angefiigt:
»(2) Konnen die nach 8 5 Absatz 1 Nummer 3 der Elektronischer-Rechtsver-
kehr-Verordnung bekanntgemachten Hochstgrenzen fir die Anzahl oder das Vo-
lumen elektronischer Dokumente nicht eingehalten werden, so ist die Ubermittlung

der Akte auch auf einem physischen Datentrdger nach § 6 Absatz 1 Nummer 2
zulassig.”
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2. In 8§ 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,§ 5 Satz 1“ durch die Angabe ,§ 5 ersetzt.

Artikel 42

Anderung der Strafvollzugsgerichtsaktentibermittlungsverord-
nung

Die Strafvollzugsgerichtsaktenubermittlungsverordnung vom 3. Méarz 2020 (BGBI. |
S. 410) wird wie folgt geandert:

1. 85 wird wie folgt gedndert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Der folgende Absatz 2 wird angeftigt:

»(2) Konnen die nach 8 5 Absatz 1 Nummer 3 der Elektronischer-Rechtsver-
kehr-Verordnung bekanntgemachten Hochstgrenzen fir die Anzahl oder das Vo-
lumen elektronischer Dokumente nicht eingehalten werden, so ist die Ubermittlung
der Akte auch auf einem physischen Datentrdger nach 8§ 6 Absatz 1 Nummer 2
zulassig.”

2. In 8§ 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,§ 5 Satz 1“ durch die Angabe ,§ 5" ersetzt.

Artikel 43

Anderung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung

Die Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. November 2017 (BGBI. |
S. 3803), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607)
geadndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In & 2 Absatz 1 Satz 3 wird das Wort ,mussen”“ durch das Wort ,sollen” ersetzt.

2. In 8 11 Absatz 3 Nummer 3 werden das Komma und die Worter ,das Uber Dienste va-
lidierbar ist, die Uber das Internet erreichbar sind“ gestrichen.

3. In 8§ 13 Absatz 1 Nummer 2 werden nach den Wortern ,8 11 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1
oder 2“ die Warter ,,oder fir Nutzer des Organisationskontos im Sinne des § 2 Absatz 5
Satz 4 des Onlinezugangsgesetzes durch ein nach § 87a Absatz 6 der Abgabenord-
nung in der Steuerverwaltung eingesetztes sicheres Verfahren® eingefigt.

4. In § 14 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,schriftlich abzufassende,”
gestrichen.
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Artikel 44

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Abséatze 2 bis 4 am Tag hach der Verkiindung
in Kraft.

(2) Die Artikel 3, 6, 9, 15, 18, 23, 26, 29 und 32 treten am 1. Januar 2026 in Kraft.

(3) Die Artikel 4,7, 10, 12, 16, 19, 21, 24, 27, 30 und 33 treten am 1. Januar 2036 in
Kraft.

(4) Die Artikel 36 bis 38 treten am 17. Juli 2024 in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Justiz wurde in den vergangenen Jahren sowohl mit Blick auf die Anforderungen der
Digitalisierung als auch mit Blick auf die Erfordernisse der Praxis umfassend reformiert (vgl.
etwa fur das Strafverfahren allein aus der 19. Legislaturperiode das Gesetz zur Moderni-
sierung des Strafverfahrens vom 10. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2121) sowie das Gesetz
zur Fortentwicklung der Strafprozessordnung und zur Anderung weiterer Vorschriften vom
25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2099); fUr das Zivilverfahren das Gesetz zum Ausbau des elekt-
ronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur Anderung weiterer Vorschriften vom
5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607)). Das Gesetz zur Einfiihrung der elektronischen Akte in
der Justiz und zur weiteren Foérderung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 2017
(BGBI. I S. 2208) begrindet eine Pflicht zur Einfihrung der elektronischen Akte in der Justiz
zum 1. Januar 2026. Derzeit wird die elektronische Akte in den verschiedenen Verfahrens-
ordnungen in den Landern und im Bund pilotiert.

Der derzeit bestehende Reformbedarf knlipft hieran an. Durch Rechtsanpassungen im Be-
reich des elektronischen Rechtsverkehrs und der elektronischen Aktenfiihrung sollen bei
der Pilotierung festgestellte Probleme behoben und die bereits fortgeschrittene Digitalisie-
rung in der Justiz in allen Verfahrensordnungen weiter geférdert werden. Im Strafverfah-
rensrecht sollen zudem Erleichterungen bei der Strafantragstellung und weiteren derzeit
bestehenden Schriftftormerfordernissen geschaffen sowie den Verfahrensbeteiligten die
Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung im Wege der Videokonferenz ermdglicht
werden.

Im Restrukturierungs- und Insolvenzrecht sollen die Moglichkeiten der elektronischen Kom-
munikation erweitert werden.

Bei oOffentlichen Restrukturierungssachen nach den 88 84 ff. des Unternehmensstabilisie-
rungs- und -restrukturierungsgesetzes (StaRUG) sollen die Uber das Internet bekannt zu
machenden Gegenstéande konkretisiert werden. Soweit in dem Gesetz noch schriftliche Ein-
berufungen vorgesehen sind, sollen Formerleichterungen vereinbart werden kénnen.

Dieser Entwurf steht im Kontext der gefahrdeten rechtzeitigen Erreichung der Ziele der Re-
solution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 25. September 2015 ,Trans-
formation unserer Welt: die UN-Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung® und soll zur Er-
reichung von Nachhaltigkeitsziel 16 der UN-Agenda 2030 beitragen, das die Férderung der
Rechtsstaatlichkeit, den Aufbau leistungsfahiger, rechenschaftspflichtiger und transparen-
ter Institutionen, den offentlichen Zugang zu Informationen, den Schutz der Grundfreiheiten
und die bedarfsorientierte, inklusive Entscheidungsfindung auf allen Ebenen verlangt.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs
1. Hybridaktenfihrung fur bereits vor dem 1. Januar 2026 begonnene Papierakten
Papierakten, die vor dem 1. Januar 2026 angelegt wurden, sollen als Hybridakte derart

weitergefuhrt werden durfen, dass in Papier angelegte Aktenteile weiterhin in Papier gefihrt
werden, die Weiterfiihrung der Akte elektronisch jedoch mdglich ist.
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Im Gesetz zur Einfihrung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Forderung
des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 2017 (BGBI. | S. 2208) wurde festgelegt,
dass ab dem 1. Januar 2026 die Akten ausschlief3lich elektronisch zu fuhren sind (§ 298a
der Zivilprozessordnung (ZPO), 8§ 32 der Strafprozessordnung (StPO) (gegebenenfalls in
Verbindung mit 8 110c des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG)), § 14 des Gesetz
tber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit (FamFG), § 46e des Arbeitsgerichtsgesetzes (ArbGG), § 55b der Verwaltungsge-
richtsordnung (VWGO), § 65b des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) und § 52b der Finanzge-
richtsordnung (FGO)). Zwar kdnnen vor dem 1. Januar 2026 in Papierform angelegte Akten
in Papier weitergefiihrt werden. Die Weiterfihrung einer Akte als Hybridakte mit in Papier-
form und elektronisch vorliegenden Aktenteilen ist jedoch lediglich in Betreuungs- und Kind-
schaftssachen gestattet (Bundestagsdrucksache 18/9416, S. 42).

Die dadurch erforderlichen Scan-Arbeiten zur Digitalisierung der Altaktenbestande nach
dem Stand der Technik (d.h. TR-RESISCAN-konform) sind in einem erheblichen Mal3e ar-
beitsaufwéndig. Mit der vorhandenen Personalausstattung insbesondere im mittleren
Dienst, der regelmaRig mit Scanaufgaben betraut ist, kann der Aufwand einer Volldigitali-
sierung nicht oder nur schwer bewaltigt werden. Insbesondere wiirde dadurch Personal
gebunden, das seinen originaren bzw. bisherigen Aufgaben in der Folge nur noch unzu-
reichend nachkommen konnte. Es steht daher zu befurchten, dass aus Praktikabilitatsgrin-
den die Papierakten in Papierform weitergefiihrt werden.

Die Digitalisierung von Altverfahren bendétigt zudem deutlich mehr Speicherplatz als die Ak-
tenfihrung mit ausschlief3lich nativ elektronischen Dokumenten. Nach Auskunft der Lander
ist ein gescanntes Dokument in akzeptabler, am Bildschirm vernlnftig lesbarer Qualitat ca.
zehn Mal so groR wie ein natives elektronisches Dokument. Die dadurch notwendige gro6-
Bere Speicherkapazitat fuhrt zu hoheren Kosten. Zudem haben die Erfahrungen der Lander
gezeigt, dass bei bislang im Einfiihrungsprozess aufgetretenen betrieblichen Stérungen
eine groRe Datenlast einen erheblichen Anteil am Auftreten der Stérungen hatte. Zudem
werden nach Auskunft der Lander Scandokumente aufgrund ihrer GroRRe generell weniger
performant in der elektronischen Akte dargestellt (vgl. auch Bundesratsdrucksache 145/21
(Beschluss), S. 12 f.). Ein stabiler und performanter Betrieb der elektronischen Akte ist je-
doch essentiell, um die Akzeptanz der elektronischen Akte sowohl bei den in der Justiz
Beschaftigten als auch bei den weiteren am Verfahren Beteiligten zu gewahrleisten.

Die Hybridaktenfiihrung dirfte daher zur Beschleunigung der Umstellung auf die elektroni-
sche Aktenbearbeitung beitragen und zu mehr Akzeptanz bei den Anwenderinnen und An-
wendern flhren.

2. Ubermittlung eines Scans von schriftlich einzureichenden Antragen und Erkla-
rungen

Bestimmten Verfahrensbeteiligten soll es in allen Verfahrensordnungen erméglicht werden,
die prozessuale Schriftform fur von Naturalbeteiligten oder Dritten in Papierform unterzeich-
neten Antrdgen oder Erklarungen (zum Beispiel Insolvenzantrage) durch elektronische
Ubermittlung als Scan zu wahren.

Zum elektronischen Einreichen sind bestimmte Nutzende im Rahmen des § 130d ZPO, des
§ 32d StPO (gegebenenfalls in Verbindung mit § 110c OWIiG), des § 14b FamFG, des
8 46g ArbGG, des § 65d SGG, des § 55d VwGO und des 8§ 52d FGO verpflichtet. Soweit
fur eine Erklarung die prozessuale Schriftform angeordnet ist, reicht es jedoch nicht aus,
dass beispielweise eine bevollmachtigte Rechtsanwadltin den von ihrem Mandanten in Pa-
pierform unterzeichneten Antrag als eingescanntes elektronisches Dokument mit einer ei-
genen qualifizierten elektronischen Signatur versieht oder ihn einfach signiert und tber ei-
nen sicheren Ubermittlungsweg einreicht. Vielmehr muss der Antrag oder die Erklarung
bislang mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden — also der ver-
tretenen — Person selbst versehen sein. Da jedoch Privatpersonen in der Regel nicht Gber
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eine qualifizierte elektronische Signatur verfiigen, wird das Einreichen nur in seltenen Fallen
elektronisch erfolgen kénnen. Die Regelung soll eine weitergehende Nutzung der elektro-
nischen Ubermittlungswege ermdglichen.

3. Formfiktion bei in elektronischen Schriftsatzen enthaltenen Willenserklarungen

Die wirksame Abgabe und der wirksame Zugang von empfangsbedirftigen Willenserkla-
rungen des materiellen Rechts, die in bei Gericht elektronisch eingereichten Schriftsatzen
enthalten sind, soll erleichtert werden.

Im Interesse einer medienbruchfreien digitalen Kommunikation soll eine empfangsbedurf-
tige Willenserklarung, die der gesetzlich oder rechtsgeschéftlich bestimmten materiell-
rechtlichen Schriftform oder elektronischen Form bedarf, als in dieser Form zugegangen
gelten, wenn sie in einem Schriftsatz nach MaRRgabe der prozessualen Vorgaben — also
insbesondere auf einem sicheren Ubermittlungsweg — als elektronisches Dokument bei Ge-
richt eingereicht und dem Empfanger zugestellt oder formlos mitgeteilt (vgl. § 270 ZPO)
wird.

Mit dem Regelungsvorschlag wird eine entsprechende Bitte der Konferenz der Justizminis-
terinnen und Justizminister erfuillt.

4. Ersetzung von Schriftformerfordernissen

§ 158 Absatz 1 Satz 1 und 2 StPO bestimmen derzeit, dass die Anzeige einer Straftat und
der Strafantrag bei der Staatsanwaltschaft, den Beh6rden und Beamten des Polizeidienstes
und den Amtsgerichten ,mundlich oder schriftlich® angebracht werden kénnen, wobei die
mindliche Anzeige zu beurkunden ist. Bei Straftaten, deren Verfolgung nur auf Antrag ein-
tritt, muss der Strafantrag gemanR § 158 Absatz 2 StPO bei einem Gericht oder der Staats-
anwaltschaft schriftlich oder zu Protokoll, bei einer anderen Behorde schriftlich angebracht
werden. Diese Vorschriften des geltenden Rechts werden allgemein dahin ausgelegt, dass
die Strafanzeige im Sinne des Absatzes 1 entgegen dem Wortlaut nicht nur mindlich oder
schriftlich, sondern formlos, also etwa auch telefonisch oder per E-Mail, erfolgen kann.

Fur den formlichen Strafantrag im Sinne des Absatzes 2 gilt demgegeniiber, soweit nicht
eine Erklarung zu Protokoll erfolgt, die Schriftform. Zur Wahrung der Schriftform ist dabei
grundsatzlich eine Unterschrift der antragstellenden Person erforderlich (BGH, Beschluss
vom 6. Oktober 2020, Az. 4 StR 168/20 [NStZ-RR 2020, 367]; Beschluss vom 6. November
2019, Az. 4 StR 392/19). Die Form soll inshesondere sicherstellen, dass der Verfolgungs-
wille, der bei Antragsdelikten Verfahrensvoraussetzung ist, eindeutig erkennbar ist. Fur
Strafantrage mittels eines Papierdokuments hat die Rechtsprechung angesichts des
Zwecks der Schriftform gewisse Lockerungen anerkannt. Diese gelten, sofern aus dem
Schriftstlick in einer jeden Zweifel ausschlieRenden Weise ersichtlich ist, von wem die Er-
klarung herrihrt, und feststeht, dass sie mit Wissen und Wollen der berechtigten Person
der zustandigen Stelle zugeleitet worden ist (BGH, Beschluss vom 12. Mai 2022, Az. 5 StR
398/21 [NJW 2022, 2768 Rn. 11] m.w.N.). Fir die elektronische Strafantragstellung (bei-
spielsweise per E-Mail) hat der Bundesgerichtshof indes angesichts des Wortlauts des
§ 158 Absatz 2 StPO entschieden, dass diese nur Uber die in § 32a StPO eréffneten Wege
erfolgen kann. Das bedeutet, dass die Erklarung mit einer qualifizierten elektronischen Sig-
natur zu versehen oder auf einem sicheren Ubermittlungsweg, insbesondere uiber ein elekt-
ronisches Birger- und Organisationenpostfach (eBO) oder ein Nutzerkonto nach dem On-
linezugangsgesetz (OZG), einzureichen ist (BGH, Beschluss vom 12. Mai 2022, Az. 5 StR
398/21 [NJW 2022, 2768]). Damit ist de lege lata insbesondere eine Strafantragstellung per
einfacher E-Mail ausgeschlossen.

Kunftig soll die bisherige Rechtspraxis zur nicht-digitalen Strafantragstellung im Gesetz
auch fir digitale Strafantrage abgebildet werden. Danach soll gelten:
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— Die einfache Strafanzeige im Sinne des 8 158 Absatz 1 StPO kann auch elektronisch
formlos gestellt werden; sie ist lediglich durch die die Anzeige aufnehmende Person
entsprechend zu protokollieren oder in sonstiger Weise zu dokumentieren. Bei schrift-
lich oder elektronisch eingereichten Strafanzeigen oder -antragen erfolgt dies dadurch,
dass sie zum Ermittlungsvorgang oder zur Akte genommen werden.

— Ist ein formlicher Strafantrag fur die Strafverfolgung erforderlich (bisheriger Fall des
§ 158 Absatz 2 StPO), soll — entsprechend der bisherigen Rechtsprechung zum nicht
digitalen Strafantrag — die Schriftform und ihr elektronisches Aquivalent nach § 32a
StPO kunftig nicht mehr erforderlich sein, sofern die Identitéat und der Verfolgungswille
der antragstellenden Person aus der Erklarung und den Umstéanden ihrer Abgabe ein-
deutig ersichtlich sind.

Auch bei anderen Erklarungen ist bei Anwesenheit der erklarenden Person die Schriftform
nicht erforderlich und hindert die Digitalisierung des Strafverfahrens, da sie beim Arbeiten
mit der elektronischen Akte zu einem Medienbruch fuhrt, weil schriftliche Erklarungen in
elektronische Dokumente Ubertragen werden mussen. Bereits mit dem Gesetz zur Fortent-
wicklung der Strafprozessordnung und zur Anderung weiterer Vorschriften vom 25. Juni
2021 (BGBI. I S. 2099) wurden die bestehenden Formerfordernisse in der Strafprozessord-
nung Uberarbeitet und angepasst. Dies betraf vor allem die Erstellung und Ubermittlung
strafverfolgungsbehdrdlicher und gerichtlicher elektronischer Dokumente. Diese sind nur
noch dann qualifiziert elektronisch zu signieren, wenn sie nach dem Gesetz zu unterschrei-
ben oder zu unterzeichnen sind, was lediglich fir Urteile und richterliche Protokolle zutrifft.
Vernehmungsprotokolle, die von der Staatsanwaltschaft oder ihren Ermittlungspersonen
erstellt werden, missen weder vom Vernehmenden noch von der vernommenen Person
unterschrieben werden. Fir die Gibrige Kommunikation der Birgerinnen und Birger mit den
Strafverfolgungsbehorden und Gerichten gilt allerdings teilweise noch die Schriftform, wie
etwa fur die Einwilligungen in MaRnahmen nach den 88 81f, 81g und 81h StPO, die Besta-
tigung des Erhalts der Belehrung nach § 114b Absatz 1 StPO oder der Verzicht auf Ein-
wendungen gegen die Einziehung nach § 424 Absatz 2 StPO. Fir diese verbliebenen
Schriftformerfordernisse in der Strafprozessordnung soll kiinftig gleichermal3en die Mog-
lichkeit geschaffen werden, dass die Dokumentation der Abgabe der Erklarung durch die
Strafverfolgungsbehdérden eine Unterschriftentbehrlich macht. Durch die zu dokumentie-
rende Anwesenheit der erklarenden Person kann sichergestellt werden, dass die Identitét
der Person verlasslich festgestellt wird.

5. Audiovisuelle Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung

An der Revisionshauptverhandlung sollen kiinftig Angeklagte, Verteidigerinnen und Vertei-
diger sowie die Sitzungsvertretung der Staatsanwaltschaft auf ihren jeweiligen Antrag hin
durch die Nutzung von Videokonferenztechnik auch von einem anderen Ort aus teilnehmen
konnen.

Nach dem geltenden Recht dirfte eine derartige Zuschaltung unabhangig davon, ob § 226
StPO auf die Revisionsverhandlung Anwendung findet, nicht zulassig sein. § 226 Absatz 1
StPO schreibt nach Wortlaut, Systematik und Entstehungsgeschichte die korperliche und
gleichzeitige oOrtliche Anwesenheit der zur Urteilsfindung berufenen Personen sowie der
Staatsanwaltschaft und grundsatzlich eines Urkundsbeamten der Geschéftsstelle vor (Be-
cker, in: Lowe-Rosenberg, 27. Aufl. 2019 § 226 StPO Rn. 5 ff.). Allgemein wird in der Kom-
mentarliteratur davon ausgegangen, dass die Vorschriften Uber die Hauptverhandlung fur
die Tatsacheninstanz auch fur die Hauptverhandlung in der Revision anwendbar sind (vgl.
Gericke, in: KK-StPO, 9. Aufl. 2023, StPO § 351 Rn. 1). Soweit vereinzelt die Auffassung
vertreten wird, dass 8 226 Absatz 1 StPO nur in tatrichterlichen Strafverfahren Anwendung
findet und fur die Revisionshauptverhandlung nicht gilt (vgl. Arnoldi, in: MiKo/StPO § 226
StPO Rn. 5), ergibt sich bei systematischer Auslegung kein anderes Ergebnis, denn die in
§ 350 Absatz 2 StPO ausdricklich genannte ,Anwesenheit® der Verfahrensbeteiligten um-
fasst nicht die Teilnahme per Videokonferenz. Wirde die Anwesenheit in der
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Hauptverhandlung auch durch die Nutzung von Videokonferenztechnik gewahrt sein, so
waren sdmtliche Regelungen der Strafprozessordnung, welche die Nutzung von Videokon-
ferenztechnik nur in bestimmten Féllen erlauben, obsolet. Ein im Strafvollstreckungsverfah-
ren zugeschalteter Verurteilter ware ebenso ,anwesend” wie ein Angeklagter im Erkennt-
nisverfahren, wenn er der Videoverhandlung zugestimmt hatte.

In der Rechtsmittelinstanz besteht anders als in der Tatsacheninstanz indes kein zwingen-
der Grund fir eine korperliche Anwesenheit, weil in aller Regel ausschlief3lich Rechtsfragen
behandelt werden und kein personlicher Eindruck von einer Person vermittelt oder aufge-
nommen werden muss.

Die Mdglichkeit, an der Revisionshauptverhandlung auch per Videokonferenz zugeschaltet
zu werden, kann den professionellen Verfahrensbeteiligten zeit- und ressourcenintensive
Anreisen und in Haft befindlichen Angeklagten, die an der Revisionshauptverhandlung teil-
nehmen mdchten, einen tage- bis wochenlangen Gefangenentransport Uber verschiedene
Justizvollzugsanstalten zum Zwecke der Uberstellung ersparen. Sie ermdglicht eine flexib-
lere Terminierung und Durchfuhrung der Revisionshauptverhandlung auch bei allgemeinen
Hindernissen (wie etwa Naturkatastrophen, Flug- und Bahnstreiks, Mal3nahmen zur Ein-
dammung der Ausbreitung von Viren). Zugleich kann das Recht auf Mitwirkung inhaftierter
Angeklagter an der Revisionshauptverhandlung dadurch gestarkt werden, dass ihnen ein
Anspruch auf Teilnahme per Videokonferenz in denjenigen Fallen gewahrt wird, in denen
das Gericht nach seinem Ermessen gemal § 350 Absatz 2 Satz 3 StPO von einer Vorfih-
rung absieht.

6. Hybridaktenfihrung und Ausnahme von der Pflicht zur elektronischen Ubermitt-
lung fur geheimhaltungsbedirftige Dokumente und Aktenbestandteile

Geheimhaltungsbedirftige Dokumente und Aktenteile (Verschlusssachen), die héher ein-
gestuft sind als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH, sollen fir einen Ubergangszeit-
raum von zehn Jahren neben der elektronischen Akte weiterhin in Papierform angelegt,
Ubermittelt und gefihrt werden durfen.

Im Gesetz zur Einfihrung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Férderung
des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 2017 (BGBI. | S. 2208) wurde festgelegt,
dass ab dem 1. Januar 2026 die Akten in allen Verfahrensordnungen ausschlief3lich elekt-
ronisch zu fuhren sind. Zudem sehen die 88 130a und 130d ZPO, die 88 32a, 32b, 32d, 32f
StPO (gegebenenfalls in Verbindung mit 8§ 110c OWIiG), die 88 14 und 14b FamFG, die
88 46¢ und 46g ArbGG, die 88 65a und 65d SGG, die 88 55a und 55d VWGO und die
88 52a und 52d FGO bislang vor, dass unter anderem Rechtsanwaltinnen und Rechtsan-
walte oder Behorden eine Vielzahl von Dokumenten (wie beispielsweise vorbereitende
Schriftsétze) grundsatzlich nur elektronisch tbermitteln dirfen. Die Moglichkeit, bestimmte
Verfahren oder einzelne Aktenbestandteile von der elektronischen Aktenfiihrung oder Uber-
mittlungspflicht auszunehmen, ist nicht vorgesehen. Zwar sehen die Verfahrensordnungen
vor, dass auch nach dem 1. Januar 2026 in Papierform angelegte Akten als solche weiter-
gefihrt werden. Dies betrifft aber lediglich solche Papierakten, die vor dem Stichtag ange-
legt worden sind (Bundestagsdrucksache 18/9416, S. 71).

Die ausnahmslos elektronische Ubermittlung und Aktenfiihrung von Verschlusssachen, die
hoher eingestuft sind als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH, kann technisch derzeit
noch nicht gewahrleistet werden. Fiir die Digitalisierung und Ubermittlung von Verschluss-
sachen gelten je nach Geheimhaltungsgrad jeweils besondere technische und organisato-
rische Anforderungen, die nach den aktuellen technischen Gegebenheiten nicht oder nur
mit unverhaltnisméaRigem Aufwand umgesetzt werden kénnen. Deshalb soll fiir die Digitali-
sierung und den elektronischen Austausch von Verschlusssachen mit den Geheimhal-
tungsgraden ,STRENG GEHEIM®, ,GEHEIM“ und ,VS-VERTRAULICH* mit einer Offnungs-
klausel in allen Verfahrensordnungen eine langere Ubergangsphase vorgesehen werden
als bislang. Die mit diesen Geheimhaltungsgraden eingestuften Verschlusssachen sollen
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bis zum 31. Dezember 2035 weiter in Papierform Gbermittelt und zur Akte gegeben werden
kénnen. Fir die Beigabe von Verschlusssachen in Papierform zur elektronischen Akte soll
die sogenannte Hybridaktenfiihrung, also die Fuhrung einer Akte teils in Papier-, teils in
elektronischer Form, in diesen Fallen zugelassen werden.

7. Hybridaktenfihrung wéahrend der Pilotierungsphase

Wahrend der Pilotierungsphase der elektronischen Akte bis zum 31. Dezember 2025 soll
die Weiterfuhrung elektronisch gefiihrter Akten als Papierakten erméglicht werden.

Auf Grundlage der bisherigen Rechtslage ist unklar, ob und in welchen Fallen wahrend der
Pilotierungsphase elektronisch gefiihrte Akten nach einem Zustandigkeitswechsel zu einer
noch nicht an die elektronische Akte angeschlossenen Stelle in Papier weitergefiihrt werden
kénnen, oder ob der bereits elektronisch vorliegende Teil ausgedruckt werden muss, so
dass eine einheitliche Papierakte entsteht. Die bisherigen Erfahrungen der Pilotierung ha-
ben gezeigt, dass eine Einfuhrung der elektronischen Akte haufig nicht zeitgleich in allen
Instanzen und insbesondere auch nicht im Vollstreckungsverfahren erfolgen kann. Dies
kann dazu fihren, dass beispielsweise das Erkenntnisverfahren bereits elektronisch gefiihrt
wird, die Akten im Vollstreckungsverfahren jedoch noch in Papierform gefuhrt werden. Um
eine mdoglichst reibungslose Pilotierung zu erméglichen und zu vermeiden, dass bereits
elektronisch vorliegende, unter Umstanden sehr umfangreiche Aktenteile wieder in Papier-
form Uberfuhrt werden muissen, soll klargestellt werden, dass der Bund und die La&nder je-
weils fur ihren Bereich bestimmen kénnen, dass auch eine elektronisch begonnene Akte
als Hybridakte fur die Dauer der Pilotierung bis zum 31. Dezember 2025 weitergefiihrt wer-
den darf.

8. Anderung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes

Nach § 10 Absatz 1 Satz 1 des Rechtsanwaltsvergitungsgesetzes (RVG) kann der Rechts-
anwalt die Vergutung nur aufgrund einer von ihm unterzeichneten und dem Auftraggeber
mitgeteilten Berechnung einfordern. Seitens der Anwalt- und auch der Mandantschatft be-
steht ein Bediirfnis nach einer moglichst einfachen und barrierefreien elektronischen Uber-
mittlung der Berechnung. Vor diesem Hintergrund soll fiir die Vergutungsberechnung kinf-
tig die Textform geniigen, ohne dass damit jedoch Abstriche bei der Verantwortung der
Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte fiir die Rechnung verbunden sind.

9. Anpassungen im Insolvenz- und Restrukturierungsrecht

Der Entwurf erweitert die Moglichkeiten digitaler Kommunikation in Insolvenzverfahren und
Restrukturierungssachen. Mit Blick auch auf Artikel 28 Buchstabe a und ¢ der Richtlinie
(EU) 2019/1023 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 Uber pra-
ventive Restrukturierungsrahmen, tber Entschuldung und Uber Tatigkeitsverbote sowie
Uber MaRnahmen zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Ent-
schuldungsverfahren und zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie (iber Rest-
rukturierung und Insolvenz) (ABI. L 172 vom 26.6.2019, S. 18), im Folgenden: Restruktu-
rierungs- und Insolvenzrichtlinie, wonach Glaubiger ihre Forderungen auf elektronischem
Weg anmelden kdnnen mussen, wird in § 174 Absatz 4 der Insolvenzordnung (InsO) das
Erfordernis gestrichen, dass der Verwalter der elektronischen Anmeldung zustimmt. Zur
Flankierung der nach Artikel 28 Buchstabe c der Restrukturierungs- und Insolvenzrichtlinie
zu er6ffnenden Moglichkeit, den Glaubigern elektronische Mitteilungen zu machen, soll die
Unterhaltung eines Glaubigerinformationssystems nach § 5 Absatz 5 InsO fir séamtliche In-
solvenzverfahren verpflichtend vorgegeben werden. Zudem sollen Glaubiger, welche elekt-
ronische Dokumente iber sichere elektronische Ubermittiungswege im Sinne des § 130a
ZPO empfangen kénnen, mit der Aufforderung zur Anmeldung ihrer Forderungen auf die
Mdglichkeit hingewiesen werden, elektronischen Zustellungen im Sinne des 8 173 ZPO zu-
zustimmen. Soweit Glaubiger sich damit einverstanden erklaren, wird der Weg fur
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Zustellungen nach § 173 ZPO auch in dem Fall erdffnet, in dem der Verwalter mit der Zu-
stellung nach § 8 Absatz 3 InsO beauftragt wird.

Die Regelungen zur Publizitat 6ffentlicher Restrukturierungssachen (88 84 und 85 StaRUG)
werden systematisch klarer strukturiert und auf solche Gegenstande beschrankt, an denen
ein Informationsinteresse besteht. Zudem wird § 86 StaRUG erganzt um die Internet-
adresse des Bekanntmachungsportals, unter der die 6ffentlichen Bekanntmachungen in
Restrukturierungssachen schon heute zugénglich sind. Die Ergénzung dient der Anglei-
chung der Vorschrift an die Struktur des 8 9 Absatz 1 Satz 1 InsO und erleichtert auf diese
Weise die Auffindbarkeit des Portals. Soweit in den 88 20 und 21 StaRUG noch schriftliche
Einberufungen vorgesehen sind, wird klargestellt, dass Formerleichterungen vereinbart
werden kénnen.

10. Ausnahmen von der Pflicht zur elektronischen Ubermittlung in Strafsachen bei
umfanglichen Akten

Nach der Strafaktenibermittiungsverordnung (StrafAktUbV), der Dokumentenerstellungs-
und -tbermittlungsverordnung (DokErstUbV), der Strafvollzugsgerichtsakteniibermittlungs-
verordnung (StVollzGerAktUbV) und der BuRgeldakteniibermittlungsverordnung (BuRAKkt-
UbV) erfolgt die Ubermittlung elektronischer Akten zwischen aktenfiihrenden Behérden und
Gerichten untereinander Uber das elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach
(EGVP) Uber eine Anwendung, die auf OSCI oder einem diesen ersetzenden Protokollstan-
dard beruht, der dem jeweiligen Stand der Technik entspricht. Die Ubermittlung elektroni-
scher Akten kann zusétzlich auch (ber einen anderen Ubermittlungsweg erfolgen, an den
Absender und Empféanger innerhalb des Geschéftsbereichs des Bundes oder eines Landes
zu diesem Zweck angeschlossen sind, wenn die Authentizitat und Integritat der Daten ge-
wahrleistet ist. Ubermittlungswege, die bereits eingerichtet sind, sind bis zum 31. Dezember
2025 weiterhin zulassig. Zudem ist die Ubermittlung der Akte auch auf andere Weise, etwa
in Papierform oder auf einem physischen Datentrdger zulassig, wenn aus technischen
Griinden eine elektronische Ubermittlung voriibergehend nicht moglich ist. Auf Anforderung
ist dann die elektronische Akte nachzureichen.

Die Ubermittlung tiber das EGVP ist jedoch mengenmaRigen Limitierungen unterworfen,
die im Einzelfall beim Aktenversand Uberschritten werden kénnen. Nach wohl tiberwiegen-
der Auffassung liegt in diesen Fallen jedoch kein Fall der ,voribergehenden technischen
Unmoglichkeit vor, da die Mengenbeschrankung langerfristig besteht. Um gleichwohl eine
rechtssichere Ubermittlung der Akten zu ermdglichen, soll auch fur den Fall, dass die Men-
genbeschrankungen uberschritten werden und daher eine elektronische Ubermittlung tiber
das EGVP nicht erfolgen kann, die Ubermittlung auf einem physischen Datentrager ermog-
licht werden.

11. Beschrankte Zulassung des Identifizierungsverfahrens ELSTER im ERV

Die rechtlichen Rahmenbedingungen fir die Anbindung des Organisations-(,Unterneh-
mens“-)Kontos nach dem Onlinezugangsgesetz (OZG) an das Elektronische Gerichts- und
Verwaltungspostfach sollen geschaffen werden. Hierfiir soll in der Elektronischer-Rechts-
verkehr-Verordnung (ERVV) das Identifizierungsverfahren ELSTER (vgl. § 87a Absatz 6
der Abgabenordnung (AO)) ergénzt werden.

Organisationen oder Unternehmen kénnen bislang tber ein kostenpflichtiges besonderes
elektronisches Birger- und Organisationenpostfach (eBO) oder mit Hilfe einer qualifizierten
elektronischen Signatur elektronische Erklarungen gegenlber der Justiz abgeben. Wéh-
rend die rechtlichen Rahmenbedingungen fur eine Anbindung des OZG-Birgerkontos an
das EGVP bereits geschaffen wurden (vgl. 8 130a Absatz 4 Nummer 5 ZPO), ist eine Kom-
munikation Gber das Organisations-(,Unternehmens®-)Konto bisher rechtlich nicht mdglich,
da die ERVV das fir das OZG-Organisationskonto gewahlte Identifikationsverfahren nach
§ 87a Absatz 6 AO (ELSTER; vgl. die 88 2 Absatz 5 Satz 4, 3 Absatz 2 Satz 3 OZG) nicht
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als Identifizierungsmittel zuldsst. Im Interesse eines maoglichst breiten elektronischen Zu-
gangs zur Justiz soll das ELSTER-Verfahren daher auch in der ERVV als Identifizierungs-
mittel fur das OZG-Organisationskonto zugelassen werden.

. Alternativen

Hinsichtlich der Hybridaktenfuhrung, den Erleichterungen bei Schriftftormerfordernissen im
Strafverfahren sowie bei der anwaltlichen Vergutungsberechnung, der audiovisuellen Teil-
nahme an der Revisionshauptverhandlung und der Aufnahme von ELSTER in die ERVV
gibt es zur Losung der beschriebenen Probleme keine Alternative.

Hinsichtlich der Notwendigkeit einer elektronischen Kommunikationsmaoglichkeit zwischen
Gericht und Glaubigern in Insolvenzverfahren kdme auch eine Weiterentwicklung des § 8
Absatz 1 InsO sowie in Restrukturierungsverfahren eine Weiterentwicklung des § 41 Ab-
satz 1 StaRUG in Betracht. Wenn dort Zustellungen durch Aufgabe zur Post ausreichend
sind, kénnte auch eine Ubermittlung per einfacher Mail ausreichend sein. Allerdings wurde
fur elektronische Zustellungen in § 173 ZPO aus Griunden der Rechtssicherheit allein ein
sicherer Ubermittlungsweg zugelassen. Eine weitergehende Vereinfachung der Ubermitt-
lungswege in Insolvenz- und Restrukturierungsverfahren wéare mit der hiermit verbundenen
konzeptionellen Grundentscheidung nicht vereinbar, sodass allein die elektronische Zustel-
lung nach § 173 ZPO als sichere Ubermittlungsalternative genutzt werden kann.

Fur die Forderungsanmeldung in Insolvenzverfahren kénnte auch auf das prozessuale
Schriftformerfordernis (8 174 Absatz 1 Satz 1 InsO) insgesamt verzichtet werden. Das
wirde einen Verzicht auf die Méglichkeit der Nachforderung von Papierdokumenten bedeu-
ten. Wegen der Notwendigkeit einer Nachweisfihrung bei streitigen Forderungen soll das
prozessuale Schriftformerfordernis jedoch beibehalten werden.

Die im Entwurf vorgesehene Zulassung einer elektronischen Forderungsanmeldung kénnte
auch noch weitergehend mit Vorgaben fir einheitliche technische Einreichungs- und Ver-
arbeitungsstandards verbunden werden. Dies wird zuweilen aus der gerichtlichen Anwen-
dungspraxis angeregt, um die spatere Zulieferung an die Gerichte und die dortige Weiter-
verarbeitung zu erleichtern. Die Einflhrung wirde jedoch einen erheblichen Umstellungs-
aufwand in der gesamten Verwalterschaft auslosen, weil die derzeit verwendete Verwalter-
software sehr uneinheitlich ist und Schnittstellen zur Weiterleitung der Anmeldungen an die
Gerichte noch in keiner Softwarelésung vorhanden sind.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt fiir die vorgeschlagenen Anderungen aus
dem Kompetenztitel des Artikels 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (fiir die
Artikel 1 bis 33 und 35 bis 43: Gerichtliches Verfahren; fir Artikel 34: Gerichtsverfassung;
fur Artikel 35: Rechtsanwaltschatt).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen Vertragen,
die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. Der Entwurf, insbeson-
dere die darin vorgeschlagene Anderung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung, ist
notifizierungspflichtig nach der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 9. September 2015 tber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der
technischen Vorschriften und der Vorschriften fiir die Dienste der Informationsgesellschaft
(ABI. L 241 vom 17. September 2015, S.1).
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VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Vorschlage zur weiteren Digitalisierung des Strafverfahrens filhren zu Rechts- und Ver-
waltungsvereinfachungen.

Durch die Erleichterungen bei der Schriftform im Strafverfahren werden Medienbrtiche ver-
mieden und damit ansonsten notwendiges Ausdrucken und Wiedereinscannen obsolet. Die
Einfuhrung der Hybridaktenfilhrung ermaéglicht ebenfalls eine erleichterte Einfihrung der
elektronischen Akte und vermeidet umfangliche Scanarbeiten beziehungsweise das Aus-
drucken von bereits elektronisch vorliegenden Aktenteilen.

Soweit ermdglicht wird, dass bestimmte Verfahrensbeteiligte Scans von schriftformbedurf-
tigen Antragen und Erklarungen von Naturalbeteiligten und Dritten auch elektronisch ein-
reichen kdnnen, ohne dass es einer qualifizierten elektronischen Signatur des Vertretenen
bedarf, fuhrt dies ebenfalls zu einer Vereinfachung. Eine kinstliche Aufspaltung von elekt-
ronischen und papiernen Einreichungen ist nicht mehr erforderlich. Zugleich entfallen bei
den Gerichten und Behérden notwendige Scanarbeiten zur Uberfiihrung von Papierantra-
gen in die digitale Form.

Aufgrund der Ermoéglichung der audiovisuellen Teilnahme an der Revisionshauptverhand-
lung ist eine Verschubung der in Haft befindlichen Angeklagten nur noch in geringerem
Umfang notwendig. Die audiovisuelle Teilnahme ermaoglicht zudem wegen des Verzichts
auf An- und Abreisezeiten eine flexiblere Termingestaltung bei den Gerichten.

Die Anbindung des Organisations-(,Unternehmens*-)Kontos nach dem Onlinezugangsge-
setz an das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach durch Aufnahme des Identi-
fizierungsverfahrens ELSTER in die ERVV bedeutet eine Zugangserleichterung fir Organi-
sationen zum Elektronischen Rechtsverkehr, da das ELSTER-Zertifikat im Vergleich zu den
ubrigen ldentifizierungsmaglichkeiten einen hoheren Verbreitungsgrad hat. Die Anderung
ermdglicht somit eine gesteigerte Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs von Organi-
sationen und Unternehmen mit Gerichten und tragt dadurch zu einer Verwaltungsvereinfa-
chung bei.

Der Wegfall des Schriftformerfordernisses bei der anwaltlichen Vergitungsberechnung
fihrt zu einer wesentlichen Vereinfachung der Rechnungsibermittlung und vermeidet Me-
dienbrtiche sowohl bei der Anwaltschaft als auch bei den Mandantinnen und Mandanten.

Die Pflicht zur Verwendung eines elektronischen Glaubigerinformationssystems in allen In-
solvenzverfahren und die Erméglichung einer elektronischen Forderungsanmeldung ver-
einfachen die Verfahrensfiihrung beim Insolvenzverwalter und mittelbar auch in den Ge-
richten und leisten auf diese Weise einen Beitrag zur Verwaltungsvereinfachung.

Die Abschaffung der Schwellenwerte fir die zwingende Anwendung elektronischer Glaubi-
gerinformationssysteme dient zugleich auch der Rechtsvereinfachung, da die Prifung des
Vorliegens der Voraussetzungen fir die zwingende Anwendung des Glaubigerinformations-
systems entfallt.

2. Nachhaltigkeitsaspekte
Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-

Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung dient.

Indem der Entwurf die Nutzung elektronischer Kommunikationswege in der Justiz regelt,
leistet er einen unmittelbaren Beitrag zur Verwirklichung des Nachhaltigkeitsziels 16
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.Friedliche und inklusive Gesellschaften fir eine nachhaltige Entwicklung férdern, allen
Menschen Zugang zur Justiz ermoglichen und leistungsfahige, rechenschaftspflichtige und
inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen®. Dieses Nachhaltigkeitsziel verlangt un-
ter anderem, allen Menschen Zugang zur Justiz zu ermdéglichen (Zielvorgabe 16.3) und
leistungsfahige Institutionen aufzubauen (Zielvorgabe 16.6). Der Entwurf fordert die Errei-
chung dieser Zielvorgaben, indem die elektronische Forderungsanmeldung und erweiterte
elektronische Mitteilungswege an die Glaubiger in Insolvenzverfahren zu einer effizienteren
Verfahrensfihrung beitragen und die elektronische Forderungsanmeldung zugleich auch
die Zugangsmaoglichkeit zur Justiz erleichtert.

Indem der Entwurf die elektronische Einreichung von Dokumenten verbessert, leistet er
einen Beitrag zur Erreichung von Zielvorgabe 16.7, die bedarfsorientierte und inklusive Ent-
scheidungsfindung auf allen Ebenen verlangt. Der Entwurf tragt zur Erreichung dieser Ziel-
vorgabe bei, indem er Verwaltungsverfahren vereinfacht und unnétige Birokratie abbaut.

Im Sinne des systemischen Zusammendenkens der Nachhaltigkeitsziele tragt der Entwurf
gleichzeitig zur Erreichung weitere Nachhaltigkeitsziele der UN-Agenda 2030 bei, ndmlich

— Ziel 9: ,Eine widerstandsfahige Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhaltige In-
dustrialisierung fordern und Innovationen unterstitzen®, indem er eine belastbare Inf-
rastruktur aufbaut und Innovationen unterstiitzt,

— Ziel 11: ,Stadte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfahig und nachhaltig ge-
stalten®, indem er zu einer Reduzierung des Energieverbrauchs im Personenverkehr
durch verminderte Reisetatigkeit beitragt und

— Ziel 13: ,Umgehend Malinahmen zur Bekédmpfung des Klimawandels und seiner Aus-
wirkungen ergreifen®, indem er zur Papiervermeidung beitragt und so den Ressourcen-
verbrauch reduziert.

Damit bertcksichtigt der Entwurf die Querverbindungen zwischen den Zielen fur nachhal-
tige Entwicklung und deren integrierenden Charakter, der fir die Erfullung von Ziel und
Zweck der UN-Agenda 2030 von ausschlaggebender Bedeutung ist.

Der Entwurf folgt damit den Nachhaltigkeitsprinzipien der DNS ,(1.) Nachhaltige Entwick-
lung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anwen-
den®, (5.) Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern®
und ,(6.) Bildung, Wissenschaft und Innovation als Treiber einer nachhaltigen Entwicklung
nutzen®)

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Haushaltsausgaben fir den Bund bestehen nicht. Insbesondere verfligen der Bundesge-
richtshof und die Bundesanwaltschaft bereits in ausreichendem Umfang Uber Videokonfe-
renzssysteme, um eine audiovisuelle Teilnahme an der strafrechtlichen Revisionshauptver-
handlung zu erméglichen. Der Bundesgerichtshof verfigt derzeit tber vier mit Videotechnik
ausgestattete Verhandlungssale, was auskdmmlich sein dirfte.

4. Erfullungsaufwand

a) Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Burger

Fur Burgerinnen und Burger verdndert sich der Erfullungsaufwand nicht.

b) Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft
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Durch die Zulassung des ELSTER-Zertifikats als ldentifizierungsmittel fir Organisationen
in der ERVV und der hierdurch geebneten Mdglichkeit zur Anbindung der OZG-Organisati-
onskonten an das EGVP werden letztlich die Mdglichkeiten der elektronischen Kommuni-
kation fur Verfahrensbeteiligte aus der Wirtschaft mit den Gerichten erweitert. Fur die zur
Nutzung dieses neuen elektronischen Kommunikationsweges erforderliche Erstidentifizie-
rung mittels eines kostenfreien ELSTER-Zertifikats entstehen der Wirtschaft keine Kosten.
Die bislang flr Organisationen zulassigen ldentifizierungsmittel waren hingegen mit nicht
ganz unerheblichen Kosten verbunden. Sofern die Erstidentifizierung vor einer Notarin oder
einem Notar vorgenommen wird, ist mit ungefahr 50 Euro (gegebenenfalls zuzuglich 25
Euro), zu rechnen. Bei der alternativen Erstidentifizierung Gber ein qualifiziertes elektroni-
sches Siegel kdnnen fir eine Einzelplatzlésung Kosten in Héhe von etwa 357 Euro jahrlich
entstehen; flr eine sogenannte Multicard, die von mehreren Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern genutzt werden kann, kénnen Kosten in Hohe von etwa 714 Euro jahrlich entstehen
(Bundestagsdrucksache 19/28399, S. 3). Mit der Identifizierung tber das ELSTER-Zertifikat
ist daher mit erheblichen Kostenersparnissen zu rechnen. Da jedoch mit Ausnahme der in
§ 173 Absatz 2 ZPO néher bezeichneten Kommunikationspartner der Justiz keine Nut-
zungspflichten fur Organisationen fir den Elektronischen Rechtsverkehr bestehen und
auch die technische Anbindung der OZG-Organisationskonten noch am Anfang steht, kann
die Kostenersparnis derzeit nicht konkret beziffert werden. Aufgrund der weiten Verbreitung
des ELSTER-Zertifikats ist allerdings mit einer vermehrten Nutzung der neuen elektroni-
schen Kommunikationswege zu rechnen.

Bei der Anwaltschaft ist mit Einsparungen dadurch zu rechnen, dass Vergutungsberech-
nungen nicht mehr ausgedruckt oder qualifiziert elektronisch signiert werden missen, son-
dern dem Rechnungsempfanger in Textform elektronisch Ubersandt werden kénnen. In wel-
cher HOhe die Einsparungen konkret bestehen, soll im Rahmen der Beteiligung der Ver-
bénde ermittelt werden.

Durch die Anderungen der InsO und des StaRUG entsteht fiir die Wirtschaft (betroffene
Unternehmen und unternehmerisch téatige Personen, Glaubiger, Insolvenzverwalter und
sonstige betroffenen Personen) kein messbarer Erflllungsaufwand. Das elektronische
Glaubigerinformationssystem ist aufgrund seiner zwingenden Anwendung in Insolvenzver-
fahren Gber das Vermdgen mittelgrof3er und grof3er Unternehmen bei den Insolvenzverwal-
tern bereits vorhanden. Auf die vorhandenen IT-Systeme kann zuriickgegriffen werden, um
die neuen Anforderungen zu erfiillen. Die Nutzung der elektronischen Forderungsanmel-
dung war auch bisher schon mdglich, soweit der Insolvenzverwalter zugestimmt hat. Da
lediglich die Notwendigkeit der Zustimmung entfallt, wird auf Seiten der Anmeldenden kein
neuer Erfullungsaufwand ausgeldst. Da fur die elektronische Forderungsanmeldung kein
bestimmtes Format vorgegeben ist, werden auch fiir die Verwalterschaft keine Anpassun-
gen der dort verwendeten Softwaresysteme notwendig sein.

c¢) Erfallungsaufwand der Verwaltung

Es entsteht ein nur geringfiigiger Erflllungsaufwand in der Verwaltung, der zum jetzigen
Zeitpunkt im Einzelnen noch nicht beziffert werden kann. Es ist beabsichtigt, zur weiteren
Konkretisierung das Ergebnis der Beteiligung der Lander, Verbande und des Geschéftsbe-
reichs abzuwarten.

Hinsichtlich der Einfihrung der Méglichkeit der audiovisuellen Teilnahme an der Revisions-
hauptverhandlung kénnen Kosten fir die Ausstattung der Strafsenate der Oberlandesge-
richte sowie der Revisionsabteilungen der Staatsanwaltschaften mit Videokonferenztechnik
entstehen. Beim Bundesgerichtshof und bei der Bundesanwaltschaft fallen keine Kosten
an. Insoweit ist davon auszugehen, dass der Bundesgerichtshof und die Bundesanwalt-
schaft bereits in ausreichendem Umfang mit Videokonferenzsystemen ausgestattet sind.
Der Bundesgerichtshof verfligt derzeit Uber vier mit Videotechnik ausgestattete Verhand-
lungssale, was auskémmlich sein dirfte. Etwaiger dennoch bestehender Mehrbedarf wird
im Rahmen der Beteiligung der Lander, Verbande und des Geschéftsbereichs abgefragt
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werden. Die Justizvollzugsanstalten missen bereits heute mit Videokonferenztechnik aus-
gestattet sein, da 8 118a Absatz 2 Satz 2 StPO seit 2013 vorsieht, dass auch Haftprufungen
im Wege der Videokonferenztechnik durchgefihrt werden kénnen. Ebenso bestimmt
§ 463e StPO, dass die Anhorung im Strafvollstreckungsverfahren im Wege der Ubertra-
gung von Bild und Ton erfolgen kann.

Die Mdglichkeit der Einfiihrung einer Hybridaktenfiihrung und papiernen Ubermittlung fiir
geheimhaltungsbedurftige Aktenbestandteile und Dokumente ist erfullungsaufwandsneut-
ral. Dadurch werden zwar der Bund und die Lander jedenfalls derzeit von der Verpflichtung
entbunden, ein System zu entwickeln, welches die analogen Ablaufe und Sicherheitsstan-
dards furr héher als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestufte Aktenbestandteile
in die digitale Form zu Uberfuhren beziehungsweise Doppelstrukturen oder das ressourcen-
intensive Einscannen bislang in Papier gefuihrten Aktenteile vermeidet. Insoweit handelt es
sich jedoch um fiktive bzw. hypothetische Entlastungen, die sich aus dem Vergleich eines
kunftigen noch nicht implementierten Verfahrens mit einem hierzu kinftigen kontrafakti-
schen Verfahren ergeben, welche nicht dem Erfullungsaufwand zugerechnet werden. Die
urspriinglichen Schéatzungen hinsichtlich des mit der Einfihrung der elektronischen Akte
verbundenen Erflillungsaufwands (Bundestagsdrucksache 18/9416, S. 38) werden durch
die geplanten Anderungen jedoch maglicherweise geringer ausfallen. Das gleiche gilt hin-
sichtlich der moglichen Ubermittlung von umfanglichen Akten auf physischen Datentragern.

5. Weitere Kosten
a) Blrgerinnen und Burger

Durch die Moglichkeit, schriftliche Erklarungen von Verfahrensbeteiligten und Dritten form-
wahrend als Scans Uber bestimmte Verfahrensbeteiligte einzureichen, fallen Einsparungen
durch wegfallende Portokosten bei den Blrgerinnen und Birgern an. Im Jahr 2021 wurden
insgesamt rund 3,2 Millionen Gerichtsverfahren neu eréffnet (vgl. https://www.bundesjus-
tizamt.de/SharedDocs/Downloads/DE/Justizstatistiken/Geschaeftsentwicklung_Ge-

richte_Staatsanwaltschaften.pdf?__blob=publicationFile&v=5), darunter geschatzt 2,3 Mil-
lionen (bzw. 70 Prozent) sogenannte ,Anwaltsprozesse“ (vgl. Bundestagsdrucksache
19/28399, S. 31). Es liegen keine amtlichen oder nicht-amtlichen Statistiken dazu vor, wie
viele Erklarungen durchschnittlich pro Verfahren von natiirlichen Verfahrensbeteiligten und
Dritten eingereicht werden. Nachfolgend wird angenommen, dass durchschnittlich pro Ver-
fahren 0,5 derartige Erklarungen eingereicht werden. Zudem wird angenommen, dass die
Maoglichkeit der elektronischen Ubermittlung kiinftig in 80 Prozent der Félle genutzt wird
(vgl. Bundestagsdrucksache 19/28399, S. 31). GemaR diesen Annahmen ist davon auszu-
gehen, dass langfristig rund 920 000 Erklarungen elektronisch Gbermittelt werden. Durch
den Wegfall von Portokosten in Hohe von zwei Euro pro Ubermittlung werden Birgerinnen
und Birger durch die Rechtsdnderungen um insgesamt 1,8 Millionen Euro entlastet.

Ebenso ist durch die Erleichterungen bei der Strafantragstellung (8§ 158 Absatz 2 StPO-
neu) mit Einsparungen durch wegfallende Portokosten bei den Blrgerinnnen und Blrgern
zu rechnen. Im Jahr 2021 wurden insgesamt rund 4,9 Millionen Ermittlungsverfahren erle-
digt, (vgl. StBA, Fachserie 10 Reihe 2.6, S. 21). Wie viele der Verfahren auf einen Strafan-
trag gemal § 158 Absatz 2 StPO zurtickzufiihren sind, ist nicht bekannt. Geht man davon
aus, dass in 50 Prozent der von Staatsanwaltschaften und Polizeien eingeleiteten Verfah-
ren formliche Strafantrdge im Sinne des § 158 Absatz 2 StPO gestellt werden, betragt die
jahrliche Gesamtzahl rund 2,3 Millionen. Geht man weiterhin davon aus, dass die verein-
fachte elektronische Antragstellung in 10 Prozent der Félle in Anspruch genommen wird,
reduziert sich durch den Wegfall von Portokosten — zwei Euro pro Fall — der Erfillungsauf-
wand fur rund 230 000 Falle um insgesamt geschatzt 460 000 Euro pro Jahr.

Zudem ist mit Einsparungen bei den Burgerinnen und Birgern durch die nunmehr einge-
fuhrte Moglichkeit zur audiovisuellen Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung zu
rechnen, da dadurch weniger Reise- und Ubernachtungskosten anfallen. Im Jahr 2021 gab



-41 - Bearbeitungsstand: 05.09.2023 11:49

es rund 8 800 strafrechtliche Revisionsverfahren vor den Oberlandesgerichten (5 089 Ver-
fahren) und dem Bundesgerichtshof (3 705 Verfahren) (vgl. https://www.bundesjustiz-
amt.de/SharedDocs/Downloads/DE/Justizstatistiken/Geschaeftsentwicklung Ge-

richte Staatsanwaltschaften.pdf? _blob=publicationFile&v=5). In wie vielen Féllen eine
Hauptverhandlung stattgefunden hat, ist in der Statistik nicht erfasst. Wie viele Termine in
Zukunft im Wege einer Bild-Ton-Ubertragung stattfinden werden und wie hoch die Entlas-
tungen durch den Wegfall von Wegezeiten und -sachkosten sein wird, kann nur schwer
prognostiziert werden. Geht man zum Beispiel davon aus, dass tber alle Verfahren hinweg
durchschnittlich 0,1 Termine pro Verfahren via Bild-Ton-Ubertragung stattfinden werden,
entfallen in 880 Fallen Wegezeiten und -sachkosten. Gemal Leitfaden (Anhang 6) und Kal-
kulationen des Statistischen Bundesamtes betragen die Wegezeiten zu Oberlandesgerich-
ten bzw. zum Bundesgerichtshof 59 Minuten bzw. 4,2 Stunden und die Wegekosten 13,20
Euro bzw. 158 Euro. Ebenfalls kénnen fir Verhandlungen vor dem Bundesgerichtshof
Ubernachtungskosten in Hohe von 80 Euro beriicksichtigt werden. Folglich werden Biirge-
rinnen und Birger durch tatsachlich stattfindende Bild-Ton-Ubertragungen pro Jahr um ge-
schatzt 2 000 Stunden und 95 000 Euro entlastet.

Hinzukommen Einsparungen durch verminderte Reiseaufwande der Verteidigerinnen und
Verteidiger, soweit diese Kosten von den Angeklagten und nicht von der Staatskasse zu
tragen sind. Auch bei den Revisionsverteidigerinnen und -verteidigern durften wegen der
Mdoglichkeit der audiovisuellen Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung weniger
Reise- und Ubernachtungskosten sowie der mit der Abwesenheit verbundene Verdienst-
ausfall anfallen. Da jedoch nicht abgesehen werden kann, in wie vielen Féllen die Verteidi-
gung einen entsprechenden Antrag stellen wird, kdnnen die Einsparungen nicht genau be-
ziffert werden. Legt man jedoch zugrunde, dass kiinftig in 880 Fallen strafrechtliche Revisi-
onshauptverhandlungen im Wege der Bild-Ton-Ubertragung statt, entfallen ebenfalls fiir die
Revisionsverteidigerinnen und -verteidiger Reise- und Ubernachtungskosten. Als Reisezeit
wird der Zeitaufwand fur Hin- und Rickweg angesetzt, also fur Verfahren vor Oberlandes-
gerichten bzw. dem Bundesgerichtshof 59 Minuten bzw. 4,2 Stunden. Die Reisekosten be-
tragen 13,20 Euro bzw. 158 Euro pro Fall; ebenfalls ist ein Tage- und Abwesenheitsgeld
gemanl Nummer 7005 VV RVG in H6he von 50 Euro bzw. 80 Euro anzusetzen. Es entsteht
somit eine Entastung von geschétzt rund 120 000 Euro.

b) Wirtschaft
Weitere Kosten fur die Wirtschaft entstehen nicht.
c) Verwaltung

Durch die Moglichkeit, schriftliche Erklarungen von Verfahrensbeteiligten und Dritten form-
wahrend als Scans Uber bestimmte Verfahrensbeteiligte einzureichen, entfallen Kosten fir
das Einscannen, um die urspringlich schriftlich eingereichten Dokumente in die ab 1. Ja-
nuar 2026 verpflichtende elektronische Akte zu Uberfiihren. Durch die kiinftig 920 000 elekt-
ronisch Ubermittelten Erklarungen von Verfahrensbeteiligten (vgl. Abschnitt bei Birgerinnen
und Blrger) entfallt bei Gerichten der Aufwand fliir das (rechtsichere) Scannen dieser Do-
kumente. Wird ein Arbeitsaufwand von funf Minuten pro Scanvorgang angesetzt (vgl. Bun-
destagsdrucksache 18/1067, S. 48), verringert sich bei einem Lohnsatz von 34 Euro pro
Stunde (vgl. Leitfaden, Anhang 9, mittlerer Dienst, Durchschnitt aller Verwaltungsebenen)
der Erfullungsaufwand um insgesamt 2,6 Millionen Euro.

Einsparungen sind auch hinsichtlich der Abschaffung von Unterschriftserfordernissen fir
schriftliche Erklarungen des Burgers bei entsprechender Dokumentation durch die Strafver-
folgungsbehérden und der Erleichterungen bei der Strafantragstellung (Artikel 1 Num-
mer 3, 4, 5, 6, 7 und 9) zu erwarten, da der Aufwand des Einscannens von schriftlichen Er-
klarungen in Teilen entfallt. Fur die kinftig rund 230 000 elektronisch eingereichten formli-
chen Strafantrage (vgl. Abschnitt Birgerinnen und Burger) entfallt Arbeitsaufwand fir das
Scannen dieser Antrage. Bei einem Arbeitsaufwand von finf Minuten pro Scanvorgang (vgl.
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Bundestagsdrucksache 18/1067, S. 48), verringert sich bei einem Lohnsatz von 34 Euro
pro Stunde (vgl. Leitfaden, Anhang 9, mittlerer Dienst, Durchschnitt alle Verwaltungsebe-
nen) der Erfillungsaufwand um insgesamt rund 660 000 Euro.

Mit weiteren Einsparungen ist durch die Klarstellung zu rechnen, dass die Bekanntgabe
eines Beschlusses in Familiensachen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
in Abschrift zu erfolgen hat. Durch die Klarstellung wird die elektronische Bekanntgabe er-
mdglicht. Es entfallen somit der Aufwand fir die Anfertigung der (Papier-)Ausfertigung und
die Kosten fiir die Versendung in Papierform.

Gegebenenfalls anfallenden Kosten fur die Ausstattung von Strafsenaten oder Staatsan-
waltschaften mit Videokonferenztechnik (siehe Abschnitt 4.c)) steht die Einsparung erheb-
licher Kosten und erheblichen Organisationsaufwands entgegen, die mit der Anreise zum
Hauptverhandlungstermin und im Fall der Teilnahme inhaftierter Angeklagter an der Revi-
sionshauptverhandlung mit deren Verschubung und Vorfihrung verbunden sind. Zudem
entstehen Einsparungen durch verminderte Reisekosten fur Revisionsverteidigerinnen und
-verteidiger (siehe Abschnitt Birgerinnen und Birger), soweit diese Kosten durch die
Staatskasse zu tragen sind.

Die Mdglichkeit der Einfiihrung einer Hybridakte fir elektronisch begonnene Akten ist kos-
tenneutral, da es sich insoweit lediglich um eine Klarstellung handelt.

Bei den zu erwartenden Einsparungen durch die Mdglichkeit der Einfihrung einer Hyb-
ridakte flr in Papier begonnene Akten handelt es sich um fiktive bzw. hypothetische Ent-
lastungen, die sich aus dem Vergleich eines kiinftigen noch nicht implementierten Verfah-
rens mit einem hierzu kinftigen kontrafaktischen Verfahren ergeben. Die urspriinglichen
Schatzungen hinsichtlich des mit der Einflihrung der elektronischen Akte verbundenen Er-
fullungsaufwands (Bundestagsdrucksache 18/9416, S. 38) werden durch die geplanten An-
derungen jedoch méglicherweise geringer ausfallen.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Die Regelungen haben keine Auswirkungen fur Verbraucherinnen und Verbraucher. Sie
sind inhaltlich geschlechtsneutral und betreffen Frauen und Manner in gleicher Weise. De-
mografische Auswirkungen sind nicht zu erwarten.

VII.  Befristung; Evaluierung

Die Vorschrift zur Einfuhrung einer Hybridaktenfiihrung fir geheimhaltungsbediirftige Do-
kumente und Aktenteile ist auf zehn Jahre befristet. Die technischen Mdglichkeiten erlauben
eine elektronische Aktenfiihrung und -tbermittlung bei Geheimschutzvorgéngen, die héher
als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, derzeit nicht; insoweit sind
jedoch weitere technische Entwicklungen zu erwarten.

Die Vorschrift zur Einfuhrung einer Hybridakte, die elektronisch begonnen und in Papier-
form weitergefihrt wird, ist bis zum Ende der Pilotierungsphase der elektronischen Akte in
der Justiz zum 31. Dezember 2025 befristet.

Im Ubrigen sind weder eine Befristung noch eine Evaluierung angezeigt.

Was die Vorschlage zur weiteren Digitalisierung des Strafverfahrens betrifft, handelt es sich
um Anderungen, die im Sinne einer agilen Rechtsetzung fortwahrend tberprift und ange-
passt werden. Im Ubrigen wird das Gesetz zur Einfiihrung der elektronischen Akte in der
Justiz und zur weiteren Forderung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 5. Juli 2017
(BGBI. I S. 2208) drei Jahre nach dem vollstandigen Inkrafttreten am 1. Januar 2026
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evaluiert werden, so dass auch die bis dahin eingebrachten Anderungen beriicksichtigt wer-
den kdnnen.

Eine Befristung der insolvenz- und restrukturierungsrechtlichen Regelungen ist nicht vorge-
sehen, da der Entwurf insoweit der Umsetzung der Restrukturierungs- und Insolvenzrichtli-
nie dient, deren Vorgaben ihrerseits nicht befristet sind. Eine Evaluation ist aufgrund der
Geringfugigkeit der Rechtsanderungen nicht erforderlich.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung der Strafprozessordnung)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 32)

Derzeit erlaubt die gesetzliche Regelung zur elektronischen Aktenfiihrung nicht, Akten, die
in Papierform angelegt wurden, elektronisch fortzuftihren. Sollen solche Akten elektronisch
geflhrt werden, muss der gesamte bisherige Akteninhalt digitalisiert werden. § 32 Absatz 1
Satz 1 StPO sieht zur Vermeidung der Fiihrung von Hybridakten lediglich vor, dass solche
Akten von der Pflicht zur elektronischen Aktenfihrung ausgenommen bleiben kénnen.
Diese Regelung hat sich im Lauf der Pilotierung als nicht sinnvoll erwiesen. Deshalb soll
kunftig eine elektronische Fortfihrung in Papierform angelegter Akten auch ohne eine Uber-
tragung der in Papierform vorliegenden Aktenteile in ein elektronisches Dokument méglich
sein.

Der neue Absatz 1a sieht hierzu vor, dass die Bundesregierungen und Landesregierungen
jeweils fur ihren Bereich bestimmen kdnnen, dass Akten, die bereits in Papier gefuhrt wer-
den in elektronischer Form weitergeflihrt werden kdnnen, ohne dass die bereits bestehen-
den Papierteile der Akte nachdigitalisiert werden miissen. Neben der Mdglichkeit, die elekt-
ronische Weiterfihrung in der Verordnung ab einem bestimmten Datum vorzusehen, be-
steht auch die Moglichkeit, die elektronische Weiterfihrung von einem bestimmten Ereignis
abhangig zu machen. Dies kann zum Beispiel ein Wechsel in der Zustandigkeit, eine Ab-
gabe an ein anderes Gericht oder der Beginn des Vollstreckungsverfahrens sein.

Die Moglichkeit, in Papier begonnene Akten in elektronischer Form weiterzufuhren, ist dabei
auf Akten begrenzt, die vor der verpflichtenden Einflihrung der elektronischen Akte am 1.
Januar 2026 in Papier angelegt wurden. Akten, die nach dem 1. Januar 2026 angelegt
werden, sind (vorbehaltlich der Regelung des geplanten § 15 Absatz 1 des Einfihrungsge-
setzes zur Strafprozessordnung (StPOEG)) ausschliel3lich elektronisch zu fuhren.

Um die Umsetzung der Regelung in der Praxis zu erleichtern, ist die Moglichkeit der Ent-
scheidungsdelegation entsprechend der bereits vorhandenen Regelung in § 32 Absatz 1
StPO vorgesehen. Die Feststellung, dass die Rechtsverordnung der Bundesregierung nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, ist rein deklaratorischer Natur.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 32a)

Die Anderung erweitert im Interesse der Praktikabilitat die Mdglichkeiten fir Verteidigerin-
nen und Verteidiger sowie Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte, Dokumente von Be-
schuldigten, weiteren Verfahrensbeteiligten oder Dritten formwahrend als elektronische Do-
kumente einzureichen.

Die Regelung entspricht 8 130a Absatz 3 Satz 2 ZPO-E (Artikel 13 Nummer 2 Buch-
stabe b). Auf die dortige Begriindung wird verwiesen. Entgegen der Regelung in der ZPO
soll die Regelung im Strafverfahren auf professionelle Verfahrensbeteiligte (Verteidigerin-
nen und Verteidiger sowie Rechtsanwaéltinnen und Rechtsanwaélte) beschrankt werden.
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Zu Nummer 3 bis Nummer 5 (Anderung der 8§ 81f, 81g und 81h)

Das geltende Recht zur molekulargenetischen Untersuchung, zur DNA-Identitatsfeststel-
lung und zur DNA-Reihenuntersuchung sieht in den jeweiligen Verfahrensvorschriften vor,
dass die Einwilligung in die molekulargenetische Untersuchung nach § 81f Absatz 1 StPO,
die Einwilligung in die Entnahme von Kdrperzellen und in die molekulargenetische Unter-
suchung dieser Korperzellen nach § 81g Absatz 3 Satz 1 und 2 StPO und die Einwilligung
in die DNA-Reihenuntersuchung nach 8 81h Absatz 1 StPO jeweils schriftlich erteilt werden
missen. Das fiihrt jedoch bei Fihrung der Akten in elektronischer Form zu einem Medien-
bruch und damit verbundenen Aufwanden fur das Ausdrucken und Wiedereinscannen der
Erklarungen. Dieses Schriftformerfordernis soll daher in Konstellationen, in denen Be-
troffene und das jeweilige Strafverfolgungsorgan jeweils gleichzeitig anwesend sind, durch
die Anfertigung eines Protokolls oder eine sonstige Dokumentation der Einwilligung durch
die Staatsanwaltschaft oder ihre Ermittlungspersonen ersetzt werden kénnen. Damit wird
die Rechtslage zur DNA-Untersuchung den inzwischen geanderten Vorschriften zur Ver-
nehmung angepasst, bei denen ebenfalls keine Unterschrift unter dem Vernehmungspro-
tokoll mehr zu leisten ist.

Wegen des Verweises von 8 81le Absatz 2 Satz 4 StPO auf § 81f Absatz 1 StPO gilt die
Regelung auch fur die molekulargenetische Untersuchung von Material bekannter Spuren-
verursacher.

Zu Nummer 6 (Anderung von § 114b)

Nach § 114b Absatz 1 Satz 1 StPO ist der verhaftete Beschuldigte unverzuglich und schrift-
lich in einer fir ihn verstandlichen Sprache tber seine Rechte zu belehren; den Erhalt der
Belehrung Uber die Rechte bei Freiheitsentziehungen soll er nach § 114b Absatz 1 Satz 4
StPO schriftlich bestétigen. Auch dieses Schriftformerfordernis fihrt zu einem Medienbruch
und soll daher dahingehend modifiziert werden, dass der Erhalt der Belehrung durch den
verhafteten Beschuldigten kiinftig auch von der Staatsanwaltschaft oder ihren Ermittlungs-
personen in Gegenwart des Beschuldigten protokolliert oder auf sonstige Weise dokumen-
tiert werden kann. Die Einholung einer schriftlichen Bestéatigung, die sodann zu den Akten
genommen wird, soll daneben nach wie vor zulassig bleiben.

Die durch das Gericht im Rahmen der Vorfuhrung vor den zustandigen oder nachsten Rich-
ter zu erteilenden Belehrungen (8 115 Absatz 3 und 4, § 115a Absatz 2 und 3 StPO) sind
bereits nach geltendem Recht als wesentliche Férmlichkeiten zu protokollieren (8 168a Ab-
satz 1 Satz 1 StPO), sodass es insofern einer Rechtsanderung nicht bedarf.

Zu Nummer 7 (Anderung von § 158)
Zu Buchstabe a

Nach § 158 Absatz 1 Satz 1 und 2 StPO kdnnen die Anzeige einer Straftat und der Straf-
antrag derzeit bei der Staatsanwaltschaft, den Behdrden und Beamten des Polizeidienstes
und den Amtsgerichten mundlich oder schriftlich angebracht werden, wobei die mindliche
Anzeige zu beurkunden ist. Entgegen dem Wortlaut wird die Vorschrift jedoch allgemein
dahingehend ausgelegt, dass die Strafanzeige nicht nur mindlich oder schriftlich, sondern
formlos, also etwa auch telefonisch oder per E-Mail, erstattet werden kann. Durch die Strei-
chung der Wérter ,mindlich oder schriftlich® soll klargestellt werden, dass auch kiinftig jede
Form der Kontaktaufnahme gegentber den zustandigen Stellen die Voraussetzungen des
§ 158 Absatz 1 erfillt.

Zudem soll der Wortlaut den Formulierungen in § 81f Absatz 1 StPO, § 81g Absatz 3 StPO,
§ 81h Absatz 1 StPO, § 114b Absatz 1 StPO und 8 424 Absatz 2 StPO angeglichen wer-
den, sodass die Erstattung der Anzeige oder die Stellung des Strafantrags sowie deren
jeweiliger Inhalt durch die aufnehmende Person entsprechend zu protokollieren oder in
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sonstiger Weise zu dokumentieren sind. Anders als bei den genannten Vorschriften ist aber
auch bei der Antragstellung durch Abwesende keine Form zu wahren.

Eine schriftliche Antragstellung soll damit auch kinftig zulassig bleiben. Die Dokumentation
von schriftlich oder elektronisch eingereichten Strafanzeigen oder -antragen kann dadurch
erfolgen, dass diese zum Ermittlungsvorgang oder zur Akte genommen werden.

Zu Buchstabe b

Nach 8§ 158 Absatz 2 StPO muss der (Straf-)Antrag nach derzeitiger Rechtslage bei Straf-
taten, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, bei einem Gericht oder der Staatsanwalt-
schaft schriftlich oder zu Protokoll, bei einer anderen Behdrde schriftlich angebracht wer-
den. Aufgrund der Rechtsprechung des BGH, die fur Strafantrége, die als Papierdokument
angebracht werden, angesichts des Zwecks der Schriftform gewisse Lockerungen aner-
kannt hat, besteht eine unterschiedliche Behandlung von in Papierform und elektronisch
eingereichten Antragen. Dies gilt, sofern aus dem Schriftstlick ersichtlich ist, von wem die
Erklarung herrihrt, und feststeht, dass sie mit Wissen und Wollen der berechtigten Person
der zustandigen Stelle zugeleitet worden ist (vgl. BGH, Beschluss vom 12. Mai 2022, Az. 5
StR 398/21 [NJW 2022, 2768 Rn. 11] m.w.N.). Fir die elektronische Strafantragstellung hat
der BGH indes angesichts des Wortlauts des § 158 Absatz 2 StPO entschieden, dass diese
nur Uber die in 8 32a StPO ertffneten Wege erfolgen kann, so dass die Erklarung mit einer
qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen oder auf einem sicheren Ubermittlungs-
weg, insbesondere Uber ein elektronisches Birger- und Organisationenpostfach (eBO) o-
der ein Nutzerkonto nach dem OZG, einzureichen ist (BGH, Beschluss vom 12. Mai 2022,
Az. 5 StR 398/21 [NJW 2022, 2768]). Dadurch werden unangemessen hohe Hurden fir die
digitale Antragstellung aufgestellt, da de lege lata insbesondere eine Strafantragstellung
per einfacher E-Mail ausgeschlossen ist.

Kunftig soll in diesen Fallen die Schriftform und ihr elektronisches Aquivalent nach § 32a
StPO nicht mehr erforderlich sein. Auch in diesen Féllen ist nach § 158 Absatz 1 StPO der
Strafantrag lediglich zu protokollieren oder auf sonstige Weise zu dokumentieren. Zusatz-
lich missen die Identitat und der Verfolgungswille der antragstellenden Person aus der Er-
klarung und den Umstanden ihrer Abgabe eindeutig ersichtlich sein. Damit wird der Geset-
zestext hinsichtlich der nicht-digitalen Strafantragstellung an die bereits heute bestehende
Rechtsprechung angeglichen.

Diese Voraussetzungen sollen zudem auf die digitale Antragstellung Ubertragen werden.
Auch kinftig soll daher die elektronische Antragstellung unter Abwesenden durch die Ein-
haltung der Vorgaben des § 32a StPO erfolgen kdnnen. Dartiber hinaus soll es aber auch
ausreichen, dass die Ermittlungsbehodrden die Identitat der antragstellenden Person und
seinen Verfolgungswillen auf andere Weise feststellen. Dabei soll die Frage, von dem die
Erklarung herrthrt und ob sie mit Wissen und Wollen des Berechtigten der zustandigen
Stelle zugeleitet worden ist, gegebenenfalls auch im Nachgang geklart werden kénnen.

Mit der kinftigen Regelung sollen daher beispielsweise durch die Lander angepasste For-
mulare und Masken im Rahmen ihrer Onlineportale, die etwa tber eine Abfrage der Perso-
nalausweisnummer oder anderweitig die Identitat der antragstellenden Person hinreichend
sicher aufklaren, die Voraussetzungen des § 158 Absatz 2 StPO-E erflllen.

Auch einfache E-Mails sollen die Voraussetzungen des § 158 Absatz 2 StPO-E erfillen
koénnen, sofern sich daraus Identitat und Verfolgungswille der antragstellenden Person —
gegebenenfalls auch im Wege der Auslegung — hinreichend eindeutig entnehmen lassen.
Die Feststellung der Identitat wird beispielsweise bei der Antragstellung Uber eine behérd-
liche oder bereits dienstlich bekanntgewordene und verifizierte E-Mail-Adresse hinreichend
maoglich sein. Das gleiche durfte gelten, wenn im Rahmen eines bereits bestehenden (z.um
Beispiel telefonischen) Austauschs zwischen der Polizei und der antragstellenden Person
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diese dann per E-Mail einen Strafantrag stellt oder wenn die Identitat der antragstellenden
Person im Nachgang im Rahmen ihrer Zeugenvernehmung bestatigt wird.

Fur die Wirksamkeit des Strafantrags soll es — wie im geltenden Recht — auf den Inhalt der
innerhalb der Frist abgegebenen Erklarung ankommen; eine nachtragliche Heilung soll, wie
im geltenden Recht, nicht moglich sein.

Zu Nummer 8 (Anderung von § 350)

Derzeit ermdglicht es 8 350 StPO nach Giberwiegender Ansicht nicht, dass die Anwesenheit
einzelner Verfahrensbeteiligter in der Revisionshauptverhandlung durch eine Teilnahme im
Wege der Bild-Ton-Ubertragung ersetzt wird. Anders als in der erstinstanzlichen Hauptver-
handlung ist eine Ausnahme von der Anwesenheitspflicht und ihre Ersetzung durch eine
audiovisuelle Teilnahme bei der Revisionshauptverhandlung jedoch nicht grundséatzlich
ausgeschlossen.

Kinftig soll es deshalb nach § 350 Absatz 3 Satz 1 StPO-E mdglich sein, Angeklagten,
Verteidigerinnen und Verteidigern sowie den Vertreterinnen und Vertretern der Staatsan-
waltschaft auf ihren jeweiligen Antrag hin die Teilnahme an der Revisionshauptverhandlung
per Videokonferenz zu gestatten. Jeder der genannten Verfahrensbeteiligten kann jeweils
fur sich den Antrag stellen. Es ist nicht erforderlich, dass etwa die Angeklagte und ihr Ver-
teidiger parallele Antrége stellen. Damit soll die Durchfiihrung der Revisionshauptverhand-
lung in hybrider Form, d.h. mit einem bzw. einer oder mehreren Verfahrensbeteiligten durch
Zuschaltung per Videokonferenztechnik, erméglicht werden.

Zugleich sollen die Mitwirkungsrechte inhaftierter Angeklagter an der Hauptverhandlung
gestarkt werden. Deshalb ist in Satz 2 vorgesehen, dass inhaftierten Angeklagten auf ihren
Antrag jedenfalls die Teilnahme per Videokonferenz an der Sitzung zu ermdglichen ist,
wenn das Gericht nach seinem Ermessen von ihrer Vorfiihrung nach § 350 Absatz 2 Satz 3
StPO absieht.

Aufgrund der Verweisung in 8§ 79 Absatz 3 Satz 1 OWiG auf die Vorschriften der Strafpro-
zessordnung uber die Revision gilt 8§ 350 Absatz 3 StPO-E entsprechend im Verfahren tber
die Rechtsbeschwerde in BulRgeldsachen, wenn das Beschwerdegericht gemanr § 79 Ab-
satz 5 Satz 2 OWiG aufgrund einer Hauptverhandlung durch Urteil entscheidet.

Zu Nummer 9 (Anderung von § 424)

Nach § 424 Absatz 2 StPO unterbleibt die Anordnung der Beteiligung einer oder eines Ein-
ziehungsberechtigten am Verfahren, wenn die Person, die von der Einziehung betroffen
ware, erklart, dass sie gegen die Einziehung des Gegenstandes keine Einwendungen vor-
bringen wolle. Gerichte und Staatsanwaltschaften kénnen die Erklarung bereits nach gel-
tendem Recht protokollieren. Gegenuber Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft ist
die Erklarung jedoch schriftlich zu erteilen, so dass es zu Medienbrichen kommen kann.
Daher soll die Vorschrift entsprechend den lbrigen Anpassungen in § 81f Absatz 1 StPO,
§ 81g Absatz 3 StPO, § 81h Absatz 1 StPO und § 114b Absatz 1 StPO kiinftig auch fur die
Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft eine Protokollierungsmoglichkeit vorsehen.
Somit soll die Erklarung kunftig entweder schriftlich abgegeben oder von dem Gericht, der
Staatsanwaltschaft oder ihren Ermittlungspersonen in Gegenwart der oder des Betroffenen
protokolliert oder auf sonstige Weise dokumentiert werden kénnen.

Aufgrund der Verweise in den 88 435 Absatz 2, 438 Absatz 1 Satz 2 und 439 StPO bzw.
§ 87 Absatz 1 OWIG soll die Anderung auch im selbststandigen Einziehungsverfahren so-
wie im Einziehungsverfahren nach dem OWiG Anwendung finden.
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Zu Artikel 2 (Anderung des Einfilhrungsgesetzes zur Strafprozessordnung)

Derzeit erlaubt die gesetzliche Regelung zur elektronischen Aktenfiihrung nicht, Akten teil-
weise in Papierform und teilweise in elektronischer Form zu fihren. Zudem besteht nach
88 32a, 32b, 32d, 32f StPO unter anderem fiir Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte eine
Ubermittlungspflicht fiir bestimmte Dokumente in elektronischer Form. Gleichzeitig kann die
ausnahmslos elektronische Ubermittlung und Aktenfiihrung von Verschlusssachen, die ho-
her eingestuft sind als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH, technisch derzeit noch
nicht gewabhrleistet werden.

Die Vorschrift enthalt daher in Absatz 1 Satz 1 eine Offnungsklausel, die fur einen Uber-
gangszeitraum von zehn Jahren (vgl. Artikel 4) die Erstellung, Ubermittlung und Aktenfiih-
rung von Dokumenten und Aktenbestandteilen, die als Verschlusssachen ,STRENG GE-
HEIM®, ,GEHEIM" oder ,VS-VERTRAULICH" eingestuft sind, weiterhin in Papierform ge-
stattet. Fir die Konstellationen, in denen Aktenbestandteile als Verschlusssache hoher als
,VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH?* eingestuft sind, soll die Fiihrung einer Akte in
hybrider Form, das heil3t mit den nicht eingestuften Aktenbestandteilen in elektronischer
Form und den eingestuften Bestandteilen in Papierform, als Ausnahmefall von der ab dem
1. Januar 2026 obligatorischen elektronischen Aktenfiihrung ausdrucklich zugelassen wer-
den. Ebenso sollen fur diesen Zeitraum die Pflichten zur elektronischen Ubermittlung nach
§ 32b Absatz 3 und § 32d Satz 2 der Strafprozessordnung von Dokumenten und Aktentei-
len, die als Verschlusssache hoher als ,VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH* einge-
stuft sind, nicht bestehen. Satz 2 stellt klar, dass die bislang fiir die Erstellung, Ubermittlung
und Fihrung dieser eingestuften Akten bzw. Aktenbestandteile geltenden Vorschriften nach
wie vor Anwendung finden.

Absatz 2 enthélt eine Verordnungsermachtigung fir den Bund und die Lander fur den Zeit-
raum der Pilotierung der elektronischen Akte (siehe § 32 Absatz 1 StPO in der Fassung bis
zum 31. Dezember 2025). Bis zum Ende der Pilotierungsphase am 31. Dezember 2025 soll
es zulassig sein, dass elektronisch begonnene Akten insbesondere bei einem Wechsel der
funktionalen Zustandigkeit innerhalb des Verfahrens (zum Beispiel im Vollstreckungsver-
fahren oder bei Abgabe des Verfahrens an ein anderes Gericht) in Papierform weitergefuihrt
werden kdnnen. Solange die elektronische Akte noch nicht flachendeckend eingefiihrt ist,
kann es immer wieder zu Fallen kommen, in denen eine Akte zwar zunachst elektronisch
gefuhrt wird, dann aber an eine Stelle abgegeben wird, die die Akten noch nicht elektronisch
fuhrt. Zur Vermeidung einer Hybridakte misste die elektronische Akte dann ausgedruckt
und in Papier weitergeftihrt werden. Dies soll aus Griinden der Ressourcenschonung und
Nachhaltigkeit vermieden werden.

Die Regelung soll sowohl Akten umfassen, die ausschliel3lich elektronisch vorliegen, als
auch solche, die bereits als Hybridakte nach § 32 Absatz 1a StPO-E in Papierform und
elektronischer Form gefuihrt werden. In letzterem Fall soll es damit auch moéglich sein, eine
beispielsweise in der ersten Instanz in Papier und in der Rechtsmittelinstanz elektronisch
geflihrte Akte nach Zurtickverweisung in der ersten Instanz in Papierform weiterzufiihren,
ohne zwischenzeitlich Aktenteile in die eine oder andere Form Uberfihren zu missen.

Die Regelung ist im Wesentlichen klarstellender Natur, da eine entsprechende Auslegung
des 8§ 32 Absatz 1 StPO bereits heute vertreten wird. Vor dem Hintergrund, dass die weite-
ren Moglichkeiten der Hybridaktenfiihrung nunmehr gesetzlich geregelt werden sollen, er-
scheint es sachgerecht, zur Vermeidung von Rechtsunsicherheit auch die Hybridaktenfih-
rung elektronisch/Papier klarstellend zu regeln.

Zu Artikel 3 (Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Strafprozessordnung
zum 1. Januar 2026)

Mit Ablauf der mit § 15 Absatz 2 StPOEG-E bezweckten Ubergangsperiode ist der Absatz
aufzuheben und bleibt Absatz 1 als einziger Absatz bestehen.
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Zu Artikel 4 (Weitere Anderung des Einfuhrungsgesetzes zur Strafprozessordnung
zum 1. Januar 2036)

Es ist angesichts der fortschreitenden technischen Entwicklung davon auszugehen, dass
bis zum 31. Dezember 2035 eine Freigabe der Komponenten des elektronischen Rechts-
verkehrs und der E-Akten-Systeme auch fiir Verschlusssachen, die héher als VS-NUR FUR
DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind, erteilt werden wird, sodass die Ubergangsvor-
schrift dann nicht mehr erforderlich sein wird. Die bislang in § 15 StPOEG enthaltene Re-
gelung ist zeitlich bereits Uberholt und soll nach Ende der mit Artikel 2 bezweckten Uber-
gangsperiode nicht wieder aufleben, weshalb § 15 StPOEG insgesamt aufzuheben ist.

Zu Artikel 5 (Anderung des Strafvollzugsgesetzes)

Die Regelung entspricht den in Artikel 1 Nummer 1 und Artikel 2 enthaltenen Regelungen.
Auf die dortige Begriindung wird insoweit verwiesen.

Soweit nach 8 120 Absatz 1 Satz 2 des Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) die Regelungen
der StPO und damit auch elektronische Ubermittlungspflichten nach § 32b Absatz 3 und
§ 32d StPO Anwendung finden, stellt Absatz 1b klar, dass auch in diesen Féllen eine Aus-
nahme fur Dokumente und Aktenteile bestehen soll, die mit einem hoheren Geheimhal-
tungsgrad als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind.

Zu Artikel 6 (Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2026)

Mit Ablauf der mit § 110a Absatz 1c StVollzG-E bezweckten Ubergangsperiode ist der Ab-
satz aufzuheben.

Zu Artikel 7 (Weitere Anderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2036)

Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 8 (Anderung des Gesetzes iber Ordnungswidrigkeiten)

Zu Nummer 1 und 2 (Anderung der 88 49a und 49b)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanpassungen in Folge der Anderung des § 479 StPO
durch Artikel 1 Nummer 67 des Gesetzes zur Fortentwicklung der Strafprozessordnung und
zur Anderung weiterer Vorschriften vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2099), die seinerzeit un-
terblieben sind.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 110a)

Die Regelung entspricht den in Artikel 1 Nummer 1 und Artikel 2 enthaltenen Regelungen.
Auf die dortige Begriindung wird insoweit verwiesen.

Soweit nach § 110c Absatz 1 Satz 1 OWiG die Pflichten zur elektronischen Ubermittiung
nach § 32b Absatz 3 und § 32d StPO Anwendung finden, stellt Absatz 1b klar, dass auch
in diesen Fallen eine Ausnahme fir Dokumente und Aktenteile bestehen soll, die mit einem
hoheren Geheimhaltungsgrad als VS-NUR FUR DEN DIENSTGEBRAUCH eingestuft sind.

Zu Artikel 9 (Weitere Anderung des Gesetzes tiber Ordnungswidrigkeiten zum 1.
Januar 2026)

Die Regelung entspricht Artikel 6. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
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Zu Artikel 10 (Weitere Anderung des Gesetzes iiber Ordnungswidrigkeiten zum 1.
Januar 2036)

Die Regelung entspricht Artikel 7. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen
Zu Artikel 11 (Anderung des Einfilhrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch)

Die Regelung entspricht Artikel 2. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen. Die Einflih-
rung weiterer Formen der Hybridakte bedarf es nicht, da das Bundesamt fiir Justiz die Akten
bereits ausschlief3lich elektronisch fihrt.

Zu Artikel 12 (Weitere Anderung des Einfuihrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch
zum 1. Januar 2036)

Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
Zu Artikel 13 (Anderung der Zivilprozessordnung)

Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsuibersicht)

Redaktionelle Anpassung der Inhaltstibersicht an den neuen 8 130e.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 130a)

Zu Buchstabe a

Mit der Anderung wird klargestellt, dass auch Antrage Dritter in den Anwendungsbereich
des § 130a ZPO fallen.

Zu Buchstabe b

Die Anderung erweitert im Interesse der Praktikabilitat die Moglichkeiten fiir Bevollmach-
tigte, (gesetzliche) Vertreterinnen und Vertreter sowie Beistéande, einen Antrag oder eine
Erklarung der Partei oder von Dritten als elektronisches Dokument einzureichen.

Nach § 130d Satz 1 ZPO sind Rechtsanwalte, Behdrden und juristische Personen des 06f-
fentlichen Rechts verpflichtet, schriftlich einzureichende Antrage und Erklarungen elektro-
nisch an das Gericht zu tbermitteln. Bisher ist es jedoch nicht ausdrticklich zuldssig, dass
der von der Partei in Papierform unterzeichnete Antrag eingescannt und der Scan etwa von
einem bevollmachtigten Rechtsanwalt mit seiner eigenen qualifizierten elektronischen Sig-
natur versehen oder durch ihn einfach signiert iiber einen sicheren Ubermittlungsweg ein-
gereicht wird. Nach dem Wortlaut des § 130a Absatz 3 Satz 1 ZPO muss namlich derzeit
der Antrag oder die Erklarung mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der erklaren-
den Person selbst versehen sein (,verantwortende Person®).

Da jedoch Privatpersonen nur selten tiber eine qualifizierte elektronische Signatur verfligen,
wird das Einreichen nur in den wenigsten Fallen auf diese Weise elektronisch erfolgen kon-
nen. Im Interesse einer moglichst umfassenden elektronischen und medienbruchfreien
Kommunikation soll daher durch § 130a Absatz 3 Satz 3 ZPO-E die elektronische Ubermitt-
lung eines eingescannten Antrags oder einer eingescannten Erklarung ausdricklich zuge-
lassen werden. Da der prozessuale Antrag oder die Erklarung in Papierform von der an-
tragstellenden oder erklarenden Person unterschrieben und diese Papierfassung anschlie-
Rend eingescannt worden ist, wird mit der Ubermittlung dieses Scans durch beispielsweise
den Bevollméchtigten nach § 130a Absatz 3 Satz 1 ZPO die prozessuale Schriftform ge-
wahrt. Nicht erforderlich ist, dass derjenige den Scan selbst anfertigt. Es handelt sich um
keinen Fall des ersetzenden Scannens, sondern lediglich um eine Erleichterung zur Wah-
rung der prozessualen Schriftform. Mit dem Ubermittelten Scan kann der Nachweis der
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Vollmacht nach § 80 Satz 1 ZPO, zum Beispiel im Rugefall, nicht erbracht werden. Die Re-
gelung des § 130a Absatz 3 Satz 2 ZPO bleibt unberuhrt.

Zu Nummer 3 (Einfiigung von § 130e)

Durch den neuen § 130e sollen die wirksame Abgabe und der wirksame Zugang von emp-
fangsbedurftigen Willenserklarungen erleichtert werden, die in bei Gericht elektronisch ein-
gereichten Schriftsatzen enthalten sind.

Im Interesse einer medienbruchfreien Kommunikation soll eine empfangsbedurftige Wil-
lenserklarung, die der gesetzlich oder rechtsgeschéftlich bestimmten materiell-rechtlichen
Schriftform (88 126 sowie 127 Absatz 1 und 2 des Biirgerlichen Gesetzbuchs - BGB) oder
elektronischen Form (88 126a sowie 127 Absatz 1 und 3 BGB) bedarf, als in dieser Form
zugegangen gelten, wenn sie in einem Schriftsatz nach MalRgabe der prozessualen Vorga-
ben des § 130a als elektronisches Dokument bei Gericht eingereicht und dem Empfanger
zugestellt oder formlos mitgeteilt (vgl. § 270 ZPO) wird.

Im Einklang mit der Systematik der 88 130a ff. ist die Regelung tatbestandlich auf vorberei-
tende Schriftsatze im Sinne der 88§ 129, 130 bezogen. Uber die Verweise insbesondere in
8§ 70 Absatz 2, § 253 Absatz 4, § 519 Absatz 4, 8 520 Absatz 5, § 549 Absatz 2, § 551 Ab-
satz 4 und 8§ 575 Absatz 4 ist sie aber auch auf bestimmende Schriftsdtze anwendbar.

Die Vorschrift setzt voraus, dass der Schriftsatz unter Einhaltung der Vorgaben des § 130a
elektronisch bei Gericht eingereicht wird - also insbesondere in einer fur das Gericht zur
Bearbeitung geeigneten Form und nach Maf3gabe von § 130a Absatz 3 und 4 entweder
qualifiziert elektronisch signiert oder signiert auf einem sicheren Ubermittlungsweg tibermit-
telt wird.

Die Fiktion des formgerechten Zugangs schlief3t jene der formgerechten Abgabe ein (Form-
fiktion). Sie tritt ein, sobald der Schriftsatz entweder zugestellt oder formlos mitgeteilt wurde.
Da § 130e alternativ an beide Arten der Ubermittlung ankniipft, kommt es fir den Eintritt
der Formfiktion nicht darauf an, ob die im Einzelfall gewé&hite Ubermittlung der in der Pro-
zesslage vorgeschriebenen Form (vgl. 8 270) entspricht. Maf3geblich ist allein, dass der
Schriftsatz dem Empféanger zugegangen ist. Eine Zustellung oder Mitteilung gerade durch
das Gericht ist nicht vorausgesetzt; vielmehr wird auch die Zustellung im Parteibetrieb -
insbesondere von Anwalt zu Anwalt (8§ 195) - erfasst.

Die prozessrechtlich bedingte formbezogene Privilegierung der tiber einen sicheren Uber-
mittlungsweg eingereichten schriftsatzlichen Erklarungen ist auch mit Blick auf die den ma-
teriell-rechtlichen Formerfordernissen beigegebenen Zwecke zu rechtfertigen. Insbeson-
dere ist die Identitat des Erklarenden bei Einhaltung von § 130a Absatz 3 und 4 hinreichend
sicher und nachprifbar zu erkennen. Zudem ist bei dieser Form der Ubermittlung gewéahr-
leistet, dass die Erklarung zwischen Abgabe und Zugang unverdndert bleibt (Integritats-
funktion). Dem Erklarungsempfanger stehen in der von der Regelung erfassten Situation
schlielich auch ausreichende Mdglichkeiten zum Beweis der Abgabe der Erklarung zur
Verfigung. Der Nachweis der wirksamen Einreichung bei Gericht kann tber die Prozess-
akten gefiihrt werden; den Zugang kann der Empfanger ergdnzend durch die ihm zuge-
stellte oder mitgeteilte, inhaltlich identische Erkl&rung nachweisen.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 298a)

Die Regelung erméglicht im Gleichlauf mit der Neuregelung des § 32a StPO (Artikel 1 Num-
mer 1%. Auch § 298a Absatz 1 und 2 ZPO sehen bislang nur die
Maglichkeit zur Nachdigitalisierung bestehender Aktenteile und Fortfihrung als elektroni-

sche Akte oder aber die Weiterfihrung der Altakte als Papierakte vor. Auf die Begriindung
zu Artikel 1 Nummer 1 wird Bezug genommen..
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Zu Artikel 14 (Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der
Zivilprozessordnung)

Die Regelung sieht im Gleichlauf mit der Neuregelung des § 15 Absatz 1 EGStPO-E (Arti-

. Auf die Begrun-

dung zu Artikel 2 wird verwiesen.

Zu Artikel 15 (Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der
Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2026)

Die Regelung entspricht Artikel 3. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 16 (Weitere Anderung des Gesetzes, betreffend die Einfiihrung der
Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2036)

Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 17 (Anderung des Gesetzes uiber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 14)
Zu Buchstabe a

Die Regelung entspricht Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe a. Auf die dortige Begrindung
wird verwiesen.

Zu Buchstabe b und ¢

Die im derzeitigen § 14 Absatz 4 Satz 5 FamFG vorgesehene Mdglichkeit zur Hybridakten-
fuhrung in bestimmten Kindschafts- und Betreuungssachen wird durch die nunmehr ge-
plante Mdglichkeit der Hybridaktenflihrung in allen Verfahren (8 14 Absatz 6 FamFG-E) ob-
solet.

Zu Buchstabe d

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nummer 1 und Artikel 2. Auf die dortige Begrindung wird
verwiesen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 41)

Mit der Anderung von § 41 Absatz 1 Satz 1 wird klargestellt, dass zur Bekanntgabe eines
Beschlusses an die Beteiligten die Ubersendung einer beglaubigten Abschrift gentigt und
es im Regelfall nicht der Erteilung einer Ausfertigung des Beschlusses bedarf. Diese Frage
ist mangels ausdriicklicher Regelung im FamFG bislang umstritten. Ihre Klarung ist erfor-
derlich, zumal der gerichtlichen Praxis der Weg einer elektronischen Bekanntgabe ermog-
licht werden soll, die nur fiir (beglaubigte) Abschriften in Betracht kommt. Mit der Anderung
wird ein Gleichlauf zur Regelung des § 317 Absatz 1 Satz 1 der Zivilprozessordnung her-
gestellt. In Féllen, in denen ein Beteiligter die Ausfertigung des Beschlusses bendtigt, kann
diese auf Antrag erteilt werden.
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Zu Artikel 18 (Weitere Anderung des Gesetzes liber das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum 1.
Januar 2026)

Die Regelung entspricht Artikel 6. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen

Zu Artikel 19 (Weitere Anderung des Gesetzes iiber das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum 1.
Januar 2036)

Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 20 (Anderung des Gesetzes iber die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 77a)

Durch die Anderung wird auf § 32a Absatz 3 StPO-E (Artikel 1 Nummer 2) sowie § 15 Ab-
satz 1 StPOEG-E (Artikel 2) auch fir den Bereich der internationalen Rechtshilfe in Straf-
sachen sinngemald verwiesen. Auf die dortige Begriindung wird Bezug genommen. Die
Formulierung ,abweichend von § 32 bis § 32f“ ist damit im Rahmen der entsprechenden
Anwendung auf die Vorgaben zur elektronischen Aktenfuhrung im Gesetz uber die interna-
tionale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG), einschlie3lich der Verordnungen, zu beziehen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 77b)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Regelung befindet sich nunmehr in § 77b Absatz 3 IRG.
Zu Buchstabe b

Die Regelung tbernimmt die bisherigen 8§ 77b Absatz 1 Satze 2 bis 4 IRG und erganzt sie
um die Moglichkeiten zur Hybridaktenfihrung fur in Papier begonnenen Akten und fir elekt-
ronisch begonnene Akten. Insoweit wird auf die Begriindung zu § 32 Absatz 1a StPO-E
(Artikel 1 Nummer 1) und 8§ 15 Absatz 2 StPOEG-E (Artikel 2) Bezug genommen.

Die Verordnungserméchtigung soll nicht durch Verweis, sondern durch eine eigensténdige
Regelung in 8§ 77b IRG-E geregelt werden, weil sowohl die in § 32 Absatz 1a StPO-E (Arti-
kel 1 Nummer 1) und § 15 Absatz 2 StPOEG-E (Artikel 2) vorgesehenen Adressaten der
Verordnungserméchtigung als auch die dort vorgesehene Beschrankung auf den Zeitraum
bis Ende 2025 nicht mit den sonstigen Regelungen des IRG in Einklang zu bringen sind.
Da fur das IRG dauerhaft vorgesehen ist, dass die elektronische Aktenfiihrung sich auf
bestimmte Verfahrensabschnitte beschranken kann, kann dauerhaft die Notwendigkeit ei-
ner solchen Weiterfilhrung in Papier bestehen.

Zu Artikel 21 (Weitere Anderung des Gesetzes iiber die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen zum 1. Januar 2036)

Mit Aufhebung des 8§ 15 StPOEG-E zum 1. Januar 2036 (siehe Artikel 4) ist auch der Ver-
weis darauf zu l6schen.
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Zu Artikel 22 (Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 46c¢)

Die Regelung erfolgt im Gleichlauf mit der Neuregelung in § 130a Absatz 3 Satz 3 ZPO-E
(Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe b). Auf die dortige Begrindung wird verwiesen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 46e)

Die Regelung erfolgt im Gleichlauf mit der Neuregelung in 8§ 298a Absatz 3 ZPO (Arti-
kel 13 Nummer 4). Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Nummer 3 (Einfugung von § 46h)

Die Neuregelung vollzieht die in Artikel 13 Nummer 3 vorgesehene Formfiktion fir emp-
fangsbedurftige Willenserklarungen, die in bei Gericht elektronisch eingereichten Schrifts-
atzen enthalten sind, fir das arbeitsgerichtliche Verfahren nach. Es wird auf die Einzelbe-
grindung zu Artikel 13 Nummer 3 verwiesen.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 112)

Zu Buchstabe a

Wegen der Aufnahme einer Verordnungsermachtigung in 8 112 Absatz 4 ArbGG-E ist die
Uberschrift entsprechend anzupassen.

Zu Buchstabe b

Die Regelung entspricht Artikel 2. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 23 (Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026)
Die Regelung entspricht Artikel 6. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen. Mit Aufhe-
bung des § 112 Absatz 4 ArbGG-E entfallt auch die Verordnungsermachtigung, sodass die
Uberschrift entsprechend zu korrigieren ist.

Zu Artikel 24 (Weitere Anderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036)
Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 25 (Anderung des Sozialgerichtsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 65a)

Die Regelung entspricht Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe b. Auf die dortige Begriindung
wird verwiesen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 65b)

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nummer 1. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
Zu Nummer 3 (Einfiigung von 8§ 65e)

Die Neuregelung vollzieht die in Artikel 13 Nummer 3 vorgesehene Formfiktion fir emp-
fangsbedurftige Willenserklarungen, die in bei Gericht elektronisch eingereichten Schrifts-

atzen enthalten sind, fir das sozialgerichtliche Verfahren nach. Es wird auf die Einzelbe-
grindung zu Artikel 13 Nummer 3 verwiesen.
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Zu Nummer 4 (Anderung von § 211)

Die Regelung entspricht Artikel 2. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 26 (Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026)
Die Regelung entspricht Artikel 3. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 27 (Weitere Anderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036)
Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 28 (Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 55a)

Die Regelung entspricht Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe b. Auf die dortige Begrindung
wird verwiesen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 55b)

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nummer 1.

Zu Nummer 3 (Einfiigung von § 55e)

Die Neuregelung vollzieht die in Artikel 13 Nummer 3 vorgesehene Formfiktion fir emp-
fangsbedurftige Willenserklarungen, die in bei Gericht elektronisch eingereichten Schrifts-
atzen enthalten sind, fir das verwaltungsgerichtliche Verfahren nach. Es wird auf die Ein-
zelbegriindung zu Artikel 13 Nummer 3 verwiesen.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 177)

Die Regelung entspricht Artikel 2. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 29 (Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar
2026)

Die Regelung entspricht Artikel 3. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 30 (Weitere Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar
2036)

Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
Zu Artikel 31 (Anderung der Finanzgerichtsordnung)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 52a)

Die Regelung entspricht Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe b. Auf die dortige Begriindung
wird verwiesen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 52b)

Die Regelung entspricht Artikel 1 Nummer 1. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
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Zu Nummer 3 (Einfigung von § 52e)

Die Neuregelung vollzieht die in Artikel 13 Nummer 3 vorgesehene Formfiktion fir emp-
fangsbedurftige Willenserklarungen, die in bei Gericht elektronisch eingereichten Schrifts-
atzen enthalten sind, fur das finanzgerichtliche Verfahren nach. Es wird auf die Einzelbe-
grundung zu Artikel 13 Nummer 3 verwiesen

Zu Nummer 4 (Anderung von § 162)

Die Regelung entspricht Artikel 2. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 32 (Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2026)
Die Regelung entspricht Artikel 3. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 33 (Weitere Anderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2036)
Die Regelung entspricht Artikel 4. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 34 (Anderung des Gerichtsverfassungsgesetzes)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung. Die Aufnahme der Verordnungser-
machtigungen in § 32c StPO und § 110b OWIiG war bislang unterblieben.

Zu Artikel 35 (Anderung des Rechtsanwaltsvergiitungsgesetzes)

Der Regelungsvorschlag tragt dem Wunsch der anwaltlichen Praxis Rechnung, die elektro-
nische Ubermittlung von Vergiitungsberechnungen zu erleichtern. Derzeit erfordert dies
den Einsatz einer qualifizierten elektronischen Signatur, was vielfach als nicht praxistaug-
lich angesehen wird. Daher soll fuir die Berechnung kiinftig die Textform gentigen.

Die zivil-, straf- und standesrechtliche Verantwortung von Rechtsanwaéltinnen und Rechts-
anwalten fir die Richtigkeit der Vergutungsberechnung bleibt von der vorgeschlagenen An-
derung unberthrt. Auch soll die Ausubung des Ermessens, etwa nach § 14 des Rechtsan-
waltsvergltungsgesetzes (RVG) bei der Bemessung von Rahmengebuhren, den Rechts-
anwaltinnen und Rechtsanwaélten vorbehalten bleiben. Dies kommt in der Formulierung zum
Ausdruck, dass (nur) der Rechtsanwalt die Vergltung fordern kann. Das heif3t jedoch nicht,
dass die Rechtsanwadltin oder der Rechtsanwalt die Berechnung selbst versenden muss.
Vielmehr soll beispielsweise eine von ihr oder ihm verantwortete Berechnung auch kiinftig
von einer Kanzleimitarbeiterin oder einem Kanzleimitarbeiter versandt werden kénnen. Ei-
ner eigenhéndigen Unterschrift der Rechtsanwaltin oder des Rechtsanwalts unter die Be-
rechnung soll es jedoch zur Dokumentation der Verantwortungsiibernahme nicht mehr be-
darfen.

Im Ubrigen soll § 10 Absatz 1 Satz 1 RVG sprachlich dahin gehend modernisiert werden,
dass das Wort ,einfordern“ durch das Wort ,fordern“ ersetzt wird. Eine Anderung der
Rechtslage soll damit nicht verbunden sein. Es soll aber deutlicher zum Ausdruck gebracht
werden, dass jegliches Geltendmachen des Anspruchs erfasst ist, etwa auch im Rahmen
einer Aufrechnung oder eines Zuriickbehaltungsrechts.

Zu Artikel 36 (Anderung der Insolvenzordnung)

Es sollen die Mdglichkeiten der elektronischen Kommunikation in Insolvenzverfahren er-
weitert werden. Die Glaubigerinformationssysteme nach § 5 Absatz 5 der Insolvenzord-
nung (InsO) sollen in allen Verfahren zum zentralen Zugangspunkt fir samtliche verfah-
rensrelevante Informationen und Mitteilungen ausgebaut werden.
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Zu Nummer 1 (Anderung von § 5)

Im deutschen Recht bieten die Glaubigerinformationssysteme nach 8 5 Absatz 5 Satz 1
InsO schon heute die Mdglichkeit, Glaubiger auf elektronischem Wege Uber Entscheidun-
gen des Insolvenzgerichts, Berichte des Insolvenzverwalters und sonstige fur den Glaubi-
ger relevante Verfahrensschritte zu informieren. Allerdings sind die Systeme derzeit nur fir
Insolvenzverfahren ab einer bestimmten Unternehmensgréf3e zwingend vorgeschrieben.
Fur alle Ubrigen Verfahren ist die Nutzung eines elektronischen Glaubigerinformationssys-
tems lediglich als Soll-Vorschrift ausgestaltet. Diese Differenzierung soll nunmehr aufgege-
ben werden, sodass in allen Insolvenzverfahren kiunftig eine elektronische Unterrichtung
der Glaubiger mittels Glaubigerinformationssystem erfolgt. Das Glaubigerinformationssys-
tem hat sich technisch und organisatorisch als taugliches Mittel zur parallelen Information
samtlicher verfahrensbeteiligter Glaubiger erwiesen, wodurch Wissensvorspringe einzel-
ner Glaubiger vermieden und individuelle Unterrichtungserfordernisse minimiert werden.
Da sich die Glaubigerinformationssysteme in den grofRen Insolvenzverfahren bewahrt ha-
ben, konnen sie kiinftig auch in den kleineren Verfahren problemlos eingesetzt werden. Die
gebindelte Bereitstellung der Informationen Uber das System hat den Vorteil, dass den
Glaubigern ein zentraler Zugangspunkt fir den Zugriff auf sdmtliche relevante Verfahrensin-
formationen zur Verfligung gestellt wird. Neu hinzu kommt die Moglichkeit, Gber das Glau-
bigerinformationssystem auch diejenigen Dokumente abrufen zu kénnen, die der Insolvenz-
verwalter im Auftrag des Gerichts nach 8§ 8 Absatz 3 InsO zustellt. Diese Dokumente wer-
den in vielen Fallen identisch sein mit den Entscheidungen des Gerichts, die ohnehin nach
8§ 5 Absatz 5 Satz 1 InsO zum elektronischen Abruf zur Verfigung zu stellen sind; die er-
ganzende Bereitstellung mit Kenntlichmachung als der Zustellung unterliegendes Doku-
ment ermdglicht allerdings einen informatorischen Uberblick tiber die durchgefiihrten Zu-
stellungen des Insolvenzverwalters, wobei ausschlaggebend fir die mit der Zustellung ver-
bundenen Rechtsfolgen allein die Zustellung nach 8§ 8 Absatz 3 InsO ist. Auf diese Weise
wird der Glaubiger in die Lage versetzt, das Glaubigerinformationssystem als einheitliches
Portal zur Informationsgewinnung uber alle das Verfahren betreffenden Dokumente und
Verfahrensschritte zu nutzen.

Die Rechtmafligkeit der Datenverarbeitung im Sinne des Artikels 5 Absatz 1 der Daten-
schutzgrundverordnung ist bei Verwendung eines Glaubigerinformationssystems stets ge-
geben. § 5 Absatz 5 InsO ist insoweit als Erlaubnis im Sinne des Artikels 6 Absatz 1 Unter-
absatz 1 Buchstabe ¢ der Datenschutzgrundverordnung anzusehen. Durch die kinftige
rechtliche Verpflichtung zur Verwendung des elektronischen Glaubigerinformationssystems
in allen Insolvenzverfahren steht der Erlaubnischarakter dann allerdings nicht mehr im Vor-
dergrund, sondern wird gewandelt in ein Gebot zur elektronischen Datenverarbeitung unter
Beachtung der sonstigen datenschutzrechtlichen Vorgaben.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 8)
Zu Buchstabe a

Mit dem neuen § 8 Absatz 3 Satz 3 InsO wird klargestellt, dass auch Insolvenzverwalter die
Maoglichkeit haben, Zustellungen im Auftrag des Insolvenzgerichts elektronisch nach § 173
ZPO vorzunehmen. Diese Zustellungsvariante kann dazu beitragen, den Versendungsauf-
wand zu reduzieren und die Zustellungsadressaten unmittelbar zu erreichen. Vorausset-
zung fir die elektronische Zustellung an nicht in professioneller Eigenschaft am Verfahren
beteiligten Personen, Vereinigungen und Organisationen ist allerdings eine Zustimmung zu
dieser Zustellungsvariante nach Mal3gabe des § 173 Absatz 4 ZPO. Im Eréffnungsbe-
schluss nach 8 27 InsO wird kiunftig auf die Méglichkeit der Zustimmung zum Erhalt elekt-
ronischer Zustellungen hingewiesen (siehe nachfolgend zu Nummer 3). Zur Funktion der
Zustimmung siehe auch die Ausfuihrungen in der Begrindung zum Entwurf eines Gesetzes
zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur Anderung wei-
terer prozessrechtlicher Vorschriften (Bundestagsdrucksache 19/28399, Seite 36 f.). Die
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Zustimmung kann beispielsweise mit der Forderungsanmeldung nach § 174 InsO erfolgen
und bedarf keiner bestimmten Form.

Zugleich ist das zuzustellende Dokument kinftig zu Informationszwecken auch im elektro-
nischen Glaubigerinformationssystem zum Abruf bereitzustellen, weil mit dem elektroni-
schen Glaubigerinformationssystem kinftig in allen Insolvenzverfahren eine geeignete und
sichere Informationsplattform fir verfahrensbezogene Dokumente und Mitteilungen zur
Verfligung steht.

Zu Buchstabe b

Mit dem neuen 8§ 8 Absatz 3 Satz 5 InsO wird sichergestellt, dass der Insolvenzverwalter
die elektronischen Zustellnachweise unverziglich an das Gericht Ubermittelt, damit dieses
seine Uberwachungsfunktion ausiiben kann. Die Vorschrift ibernimmt insoweit die Syste-
matik aus dem vorhergehenden Satz, der eine Ubermittlung der angefertigten Vermerke
Uber postalische Zustellungen an das Gericht vorsieht.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 28)

§ 28 InsO wird erganzt um eine Hinweispflicht des Gerichts im Eréffnungsbeschluss nach
§ 27 InsO, dass die Glaubiger einer elektronischen Zustellung von Dokumenten nach § 173
ZPO zustimmen konnen. Mit dieser Hinweispflicht soll eine direkte Kenntnisnahme der
Glaubiger von der Moglichkeit des elektronischen Empfangs zuzustellender Dokumente er-
reicht werden, da davon auszugehen ist, dass diese Mdglichkeit noch nicht jedem Glaubiger
bekannt sein wird. Die Hinweispflicht kann die Glaubiger in die Lage versetzen, zeitnah von
der elektronischen Empfangsmdglichkeiten Gebrauch zu machen, und somit auch einen
Beitrag zur Entlastung der Insolvenzverwalter von postalischen Zustellungen leisten.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 174)

Die Neufassung des § 174 Absatz 4 Satz 1 InsO dient der Umsetzung des Artikels 28 Buch-
stabe a der Restrukturierungs- und Insolvenzrichtlinie. Nach dieser Vorschrift haben die
Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass Forderungsanmeldungen in Restrukturierungs-, Insol-
venz- und Entschuldungsverfahren kiinftig elektronisch erfolgen kénnen.

§ 174 Absatz 4 Satz 1 InsO in seiner derzeitigen Fassung stellt es in das Ermessen des
Insolvenzverwalters, ob im jeweiligen Insolvenzverfahren eine elektronische Forderungs-
anmeldung zugelassen wird. Insbesondere in groReren Insolvenzverfahren mit einer Viel-
zahl von Glaubigern bietet der Insolvenzverwalter bereits heute elektronische Einreichungs-
moglichkeiten an, meist Gber ein Internetportal, das zugleich auch als Glaubigerinformati-
onssystem im Sinne des § 5 Absatz 5 InsO genutzt wird. Das Angebot zur elektronischen
Forderungsanmeldung soll mit der Neufassung des § 174 Absatz 4 Satz 1 InsO verpflich-
tend werden.

Welchen elektronischen Ubermittlungsweg ein Glaubiger fur die Anmeldung seiner Forde-
rung nutzen kann, soll in das pflichtgemalie Ermessen des Insolvenzverwalters gestellt
werden. Schon heute sind alle gangigen Einreichungswege zuléssig, wenn der Insolvenz-
verwalter der Ubermittlung elektronischer Dokumente nach MaRgabe des § 174 Absatz 4
Satz 1 InsO zugestimmt hat. Zu den allgemein anerkannten Ubermittlungsformen gehoren
dann beispielsweise die Ubermittlung der Forderungsanmeldung per PC-Fax, E-Mail,
Messangerdiensten oder auch die Nutzung von Glaubigerinformationsdiensten mit elektro-
nischen Eingabefunktionalitaten etwa tber ein Kontaktformular. Es kann in bestimmten In-
solvenzverfahren jedoch angezeigt sein, die elektronischen Ubermittlungswege zu konkre-
tisieren, um eine effiziente Weiterverarbeitung der eingegangenen Anmeldungen zu ermdg-
lichen. Der Insolvenzverwalter soll daher eine Auswahl aus den gangigen Ubermittlungs-
wegen und Dateiformate treffen kbnnen, wie dies auch im Erwagungsgrund 91 der Rest-
rukturierungs- und Insolvenzrichtlinie klargestellt ist.
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Die Mdglichkeit zur schriftlichen Forderungsanmeldung bleibt von den Anderungen unbe-
rihrt. Die Glaubiger sollen durch die Neuregelung nicht zur elektronischen Einreichung ge-
zwungen werden. In manchen Insolvenzverfahren werden vorwiegend Glaubigergruppen
betroffen sein, fur die die Nutzung elektronischer Einreichungswege nach wie vor eine tech-
nische oder zuweilen auch tatsachliche Herausforderung darstellt. In diesen Féllen ware
ein Zwang zur elektronischen Forderungsanmeldung eine Hirde, die mit dem Sinn und
Zweck der Durchfuihrung eines Insolvenzverfahrens nicht vereinbar ist. Ziel eines Insolvenz-
verfahrens ist die gemeinschaftliche Befriedigung aller Glaubiger des Insolvenzschuldners
(8 1 Absatz 1 Satz 1 InsO). Da zur Berucksichtigung der Glaubigerforderungen deren An-
meldung beim Insolvenzverwalter erforderlich ist, darf es den Glaubigern nicht unnétig er-
schwert werden, ihre Forderungen in dem Verfahren geltend zu machen. Dies gilt umso
mehr, als betroffene Glaubiger auch keine Moglichkeit haben, inre Forderungen unmittelbar
bei Gericht anzumelden, etwa durch Abgabe einer entsprechenden Erklarung zu Protokoll
der Rechtsantragsstelle. Diese Mdglichkeit ist mit der Einfihrung des prozessualen Schrift-
formerfordernisses in § 174 Absatz 1 Satz 1 InsO abgeschafft worden. Die Mdglichkeit zur
schriftlichen Forderungsanmeldung soll daher neben der neuen Maglichkeit zur elektroni-
schen Forderungsanmeldung beibehalten werden.

Zu Artikel 37 (Anderung des Einfuhrungsgesetzes zur Insolvenzordnung)

Der neue Artikel 103n des Einflhrungsgesetzes zur Insolvenzordnung (EGInsO) dient der
Uberleitung des derzeitigen Rechts in das neue Recht zum Inkrafttretenszeitpunkt am 17.
Juli 2024.

Mit Absatz 1 der Vorschrift wird gestattet, dass fir die vor dem 17. Juli 2024 eréffneten
Verfahren die GroRenkriterien des 8 5 Absatz 5 Satz 2 InsO fur den zwingenden Einsatz
eines elektronischen Glaubigerinformationssystems beibehalten werden. Damit wird be-
ricksichtigt, dass die Auswahlentscheidung fiir die Bestellung des Insolvenzverwalters in
dem konkreten Verfahren eventuell noch nicht davon abh&ngig gemacht wurde, ob der In-
solvenzverwalter Uber die technischen und organisatorischen Voraussetzungen fiir den Be-
trieb eines elektronischen Glaubigerinformationssystems verfuigt. Die Anwendbarkeit des
neuen Rechts auch auf die vor Inkrafttreten begonnenen Verfahren wirde den Insolvenz-
verwalter gegebenenfalls zwingen, kurzfristig ein elektronisches Glaubigerinformationssys-
tem nachzurtsten, um den neuen Anforderungen nachzukommen. Anderenfalls ware das
Insolvenzgericht gezwungen, in dem laufenden Verfahren einen Verwalterwechsel zu voll-
ziehen. Das wéare mit zusatzlichem Personal- und Sachaufwand verbunden, der mit der
Fortgeltung des derzeitigen Rechts vermieden werden kann.

Mit Absatz 2 der Vorschrift wird klargestellt, dass die generelle Mdglichkeit zur elektroni-
schen Forderungsanmeldung ab dem 17. Juli 2024 auch in denjenigen Verfahren bestehen
soll, die bereits vor dem 17. Juli 2024 er6ffnet worden sind. Eine weiterfihrende Beschran-
kung auf den papiergebundenen Einreichungsweg bei fehlender Zustimmung des Insol-
venzverwalters ist auch bei einer Verfahrenseroffnung vor Inkrafttreten nicht erforderlich,
weil der Insolvenzverwalter weiterhin in der Lage bleibt, Dokumente der Forderungsanmel-
dung gemaR § 174 Absatz 4 Satz 3 InsO in Papierform nachzufordern. Dem Insolvenzver-
walter ist insoweit zumutbar, Forderungsanmeldungen auch in bereits laufenden Verfahren
kinftig elektronisch entgegenzunehmen und sodann Ausdrucke, Abschriften oder Originale
der Urkunden nachzufordern, soweit er diese zu Dokumentations- oder Nachweiszwecken
bendotigt.

Zu Artikel 38 (Anderung des Unternehmensstabilisierungs- und -
restrukturierungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 20)

§ 20 Absatz 1 Satz 2 StaRUG sieht eine schriftliche Einberufung der Versammlung der
Planbetroffenen zur Abstimmung Uber den Restrukturierungsplan vor. Mit der Ergdnzung
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wird klargestellt, dass im Verhéltnis zu den Beteiligten, mit denen Formerleichterungen ver-
einbart worden sind, die Schriftform nicht eingehalten werden muss.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 21)

Die Neufassung des 8§ 21 Absatz 2 Satz 1 StaRUG dient der Klarstellung, dass auch zur
Einberufung einer Versammlung der Planbetroffenen zur Erdrterung des Restrukturierungs-
plans die Schriftform allein im Verhaltnis zu solchen Beteiligten eingehalten werden muss,
mit denen keine Formerleichterung vereinbart ist.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 41)

Mit der Erganzung des 8§ 41 Absatz 3 StaRUG wird klargestellt, dass die Vorschrift nicht die
Uber § 173 ZPO bestehenden Mdglichkeiten einer Zustellung elektronischer Dokumente
einschrankt. Eine solche kommt nicht nur gegentber den in 8173 Absatz 2 ZPO genannten
Personen in Betracht, sondern auch gegeniber anderen Personen, sofern diese ihr Einver-
standnis mit der elektronischen Zustellung erklart haben (8 173 Absatz 4 ZPO). Dem
Schuldner steht es frei, im Vorfeld entsprechende Zustimmungserklarungen einzuholen, auf
deren Grundlage dann elektronische Zustellungen erfolgen kdnnen.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 84)

Durch die Anderungen in den §8 84 und 85 StaRUG soll deren Regelungsgehalt prazisiert
werden. Zugleich sollen die Veroffentlichungen in offentlichen Restrukturierungssachen
nach dem Vorbild der Bekanntmachungen in Insolvenzsachen auf die Gegenstande be-
schrankt werden, an denen ein Informationsinteresse besteht.

Zu Buchstabe a

Durch Anderung des § 84 Absatz 2 Satz 1 wird klargestellt, dass nur die auf Antrag des
Schuldners ergehende erste Entscheidung des Gerichts die Bekanntmachungspflicht aus-
|6st. Durch den neuen Satz 2 wird fiir den Schuldner die Moglichkeit eréffnet, schon vor und
unabhangig von der Inanspruchnahme eines Instruments nach 8 29 Absatz 2 eine die Be-
kanntmachungspflicht ausldsende Entscheidung des Gerichts tber das Bestehen der inter-
nationalen Zustandigkeit herbeizufiihren, welche als Verfahrenserdffnung im Sinne des Ar-
tikels 2 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2015/848 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 20. Mai 2015 uber insolvenzverfahren (ABI. L 141 vom 5.6.2015, S. 19) (im
Folgenden: EulnsVO) im Ausland anzuerkennen ist.

Zu Buchstabe b

Die vormals in 8 84 Absatz 2 Satz 2 und 3 StaRUG enthaltenen Regelungen werden auf
Grund ihres Sachbezugs und zur Vermeidung von Verweisen unverandert in § 85 Absatz 1
StaRUG (berfiihrt. Der verbleibende Regelungsgehalt wird zur besseren Verstandlichkeit
neu gefasst.

Zu Nummer 5 (Anderung von § 85)

Mit der Neufassung des 8 85 StaRUG soll dessen Regelungsgehalt an die nach der Insol-
venzordnung vorzunehmenden offentlichen Bekanntmachungen angepasst werden. Nach
dem bisherigen Wortlaut des Absatzes 1 Nummer 3 sind sdmtliche Entscheidungen, die in
einer Restrukturierungssache ergehen, offentlich bekanntzumachen. Derart weitgehende
Bekanntmachungen sind nicht geboten Es reicht, wenn die fur das Verfahren wesentlichen
Entscheidungen bekannt gemacht werden. Das entspricht auch dem Grundsatz der Daten-
sparsamkeit und Datenminimierung.



- 60 - Bearbeitungsstand: 05.09.2023 11:49

Die zuvor in 8 84 Absatz 2 Satz 2 und 3 StaRUG enthaltenen Regelungen werden in Ab-
satz 1 uberfuhrt.

Absatz 2 bestimmt nunmehr die durch das Gericht zusatzlich zu den Pflichtinformationen
nach Artikel 24 Absatz 2 EulnsVO vorzunehmenden offentlichen Bekanntmachungen.

Nummer 1 entspricht unverandert der bisherigen Regelung.

In Nummer 2 wird die 6ffentliche Bekanntmachung in Entsprechung zu den Bekanntma-
chungen in Insolvenzverfahren auf die Bestellung des Restrukturierungsbeauftragten be-
schrankt.

Nummer 3 sieht vor, dass die Entscheidung tiber die Begriindung eines Gruppengerichts-
stands dffentlich bekanntzumachen ist. Diese Entscheidung ist bekanntzumachen, da sie
Uber 8 37 Absatz 1 StaRUG in Verbindung mit 8 3 Absatz 2 InsO sowie uUber § 37 Absatz 3
StaRUG einen zusatzlichen Gerichtsstand fur Insolvenzverfahren begriindet.

Die Regelung in der neuen Nummer 4 dient der verfahrensrechtlichen Absicherung der zu-
stellungsersetzenden Funktion der offentlichen Bekanntmachung bei Erlass einer Stabili-
sierungsanordnung, die sich gegen die Gesamtheit der Glaubiger richtet. Zugleich wird si-
chergestellt, dass auch deren Aufhebung (8 59 Absatz 1, 2 StaRUG) oder Beendigung
(8 59 Absatz 4 StaRUG) offentlich bekannt gemacht wird.

Die neue Nummer 5 bestimmt in Anlehnung an die Regelungen in der InsO die sonstigen,
durch das Restrukturierungsgericht 6ffentlich bekanntzumachenden Entscheidungen.

Die in Nummer 6 geregelte offentliche Bekanntmachung des Verlusts der Wirkungen der
Anzeige gemal § 31 Absatz 4 StaRUG, die den Wegfall der Rechtshangigkeit der Restruk-
turierungssache zur Folge hat, dient der Information der Glaubiger tiber die Beendigung der
Restrukturierungssache.

Der neue Absatz 3 bestimmt, dass die Aufhebung oder Abanderung einer éffentlich bekannt
gemachten Entscheidung des Restrukturierungsgerichts mit Eintritt der Rechtskraft durch
das Restrukturierungsgericht offentlich bekanntzumachen sind. Dies gilt auch dann, wenn
die Aufhebung oder Abénderung durch ein Rechtsmittelgericht erfolgt ist. Entsprechendes
gilt nach Satz 2 auch fir die Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde ge-
gen die Bestatigung eines Restrukturierungsplans durch das Beschwerdegericht geman
8§ 66 Absatz 4 StaRUG.

Der neue Absatz 4 entspricht unverandert dem bisherigen Absatz 2.
Zu Nummer 6 (Anderung von § 86)

§ 86 ist nach der gleichlautenden Vorschrift des § 9 InsO konzipiert. Diese Vorschrift enthalt
eine amtliche FulRnote, die die Internetdomain fir die Bekanntmachungen in Insolvenzver-
fahren verbindlich vorgibt. Um den Gleichlauf beider Vorschriften zu wahren, wird nunmehr
auch in 8§ 86 StaRUG eine solche Fuf3note eingefligt. Das Land Nordrhein-Westfalen, wel-
ches das zentrale und landertbergreifende Insolvenzbekanntmachungsportal betreibt, be-
treibt auch das zentrale und landeriibergreifende Restrukturierungsbekanntmachungspor-
tal und nutzt dafur diese Domain.

Zu Artikel 39 (Anderung der Strafakteniibermittlungsverordnung)
Zu Nummer 1 (Anderung von § 5)

Nach § 4 Absatz 1 der Strafakteniibermittiungsverordnung (StrafAktUbV) erfolgt die Uber-
mittlung elektronischer Akten zwischen aktenfilhrenden Strafverfolgungsbehérden und
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Gerichten untereinander Uber das elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach
(EGVP) uber eine Anwendung, die auf OSCI oder einem diesen ersetzenden Protokollstan-
dard beruht, der dem jeweiligen Stand der Technik entspricht. Nach Absatz 2 kann die
Ubermittlung elektronischer Akten auch tiber einen anderen Ubermittlungsweg erfolgen, an
den Absender und Empfanger innerhalb des Geschaftsbereichs des Bundes oder eines
Landes zu diesem Zweck angeschlossen sind, wenn die Authentizitat und Integritat der
Daten gewahrleistet ist. Ubermittlungswege, die bereits eingerichtet sind, sind bis zum 31.
Dezember 2025 weiterhin zuldssig. Nach § 5 StrafAktUbV ist die Ubermittlung der Akte
auch auf andere Weise, etwa in Papierform oder auf einem physischen Datentrager nach
§ 6 Absatz 1 Nummer 2, zulassig, wenn aus technischen Griinden eine Ubermittlung nach
§ 4 vorubergehend nicht moglich ist. Auf Anforderung ist die elektronische Akte nachzu-
reichen.

Die Ubermittlung tiber das EGVP ist jedoch mengenmaRigen Limitierungen unterworfen,
die im Einzelfall beim Aktenversand Uberschritten werden kénnen. Nach wohl Uberwiegen-
der Auffassung liegt in diesen Fallen jedoch kein Fall der ,voribergehenden® technischen
Unmdglichkeit vor, da die Mengenbeschrankung langerfristig besteht. Um gleichwohl eine
rechtssichere Ubermittlung der Akten zu ermdglichen soll auch fiir den Fall, dass die Men-
genbeschrankungen uiberschritten werden und daher eine elektronische Ubermittlung tiber
das EGVP nicht erfolgen kann, die Ubermittlung auf einem physischen Datentrager ermog-
licht werden. Da eine Ubermittlung der Akte in Papierform nicht zuléassig sein soll, ist auch
eine Nachreichung der Akte in elektronischer Form nicht erforderlich.

Die Regelung orientiert sich an § 3 der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV)
und den dort in Bezug genommenen Hochstgrenzen fiir elektronische Dokumente.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 6)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung

Zu Artikel 40 (Anderung der Dokumentenerstellungs- und -
Ubermittlungsverordnung)

Die Regelung entspricht Artikel 39 Nummer 1. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.
Zu Artikel 41 (Anderung der BuRgeldaktenubermittlungsverordnung)

Die Regelung entspricht Artikel 39. Auf die dortige Begriindung wird verwiesen.

Zu Artikel 42 (Anderung der Strafvollzugsgerichtsaktenubermittlungsverordnung)
Die Regelung entspricht Artikel 39. Auf die dortige Begrindung wird verwiesen.

Zu Artikel 43 (Anderung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung)

Zu Nummer 1 (Anderung von § 2)

Mit dem Gesetz zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur
Anderung weiterer Vorschriften vom 5. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4607) wurden (unter an-
derem) 8§ 130a ZPO und die 88 2 und 5 ERVV sprachlich neugefasst. Hierdurch sollte klar-
gestellt werden, dass keine rein formale Prifung des elektronischen Dokuments durch das
Gericht zu erfolgen hat, sondern Formunwirksamkeit nur dann eintritt, wenn der Verstol3
gegen die ERVV im konkreten Fall eine Bearbeitung durch das Gericht nicht zulasst (vgl.
§ 130a Absatz 2 ZPO). Nach § 2 Absatz 2 ERVV ,soll“ das elektronische Dokument den
nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 und 6 ERVV bekanntgemachten technischen Standards ent-
sprechen. Vor diesem Hintergrund ist die bestehende Formulierung des 8 2 Absatz 1 Satz 3
ERVV missverstéandlich und soll in dem genannten Sinne klargestellt werden.
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Zu Nummer 2 (Anderung von § 11)

Die Anderung steht im Zusammenhang mit der Anderung des § 13 Absatz 1 Nummer 2
ERVV und soll eine einheitliche Regelung fir alle Authentisierungszertifikate schaffen. Das
ELSTER-Zertifikat stellt ein nichtqualifiziertes Authentisierungszertifikat dar, welches
grundsétzlich validiert werden kann. Die bisherige Einschrankung auf Dienste, die Uber das
Internet erreichbar sind, ist hingegen nicht mehr erforderlich. Mit der Anderung soll auch
die Authentisierung mithilfe des ELSTER-Zertifikat weiterhin ermdéglicht werden.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 13)

Mit der Anderung werden die rechtlichen Rahmenbedingungen firr die Anbindung des Or-
ganisations-(,Unternehmens*“-)Kontos nach dem Onlinezugangsgesetz (OZG-Organisati-
onskonto) an das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) geschaffen.

Organisationen oder Unternehmen kdnnen bislang tber ein besonderes elektronisches
Burger- und Organisationenpostfach (eBO) elektronische Erklarungen gegeniber der Jus-
tiz abgeben. Diese Nutzergruppe kann sich nach bisheriger Rechtslage mit einem qualifi-
zierten elektronischen Siegel identifizieren, § 130a Absatz 4 Satz 2 ZPO, § 11 Absatz 2
Satz 2 Nummer 2 ERVV in Verbindung mit Artikel 38 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014.
Zwar lasst § 130a Absatz 4 Nummer 5 ZPO grundsatzlich auch die elektronische Kommu-
nikation zwischen einem Postfach- und Versanddienst eines Nutzerkontos nach § 2 Ab-
satz 5 OZG - und somit des Organisationskontos - und der elektronischen Poststelle des
Gerichts als sicheren Ubermittlungsweg zu. Die Kommunikation tiber das OZG-Organisati-
onskonto ist gleichwohl bislang nicht méglich, da § 13 ERVV das fir das OZG-Organisati-
onskonto gewahlte Identifikationsverfahren nach § 87a Absatz 6 der Abgabenordnung (vgl.
§ 2 Absatz 5 Satz 4, § 3 Absatz 2 Satz 3 OZG) nicht als Identifizierungsmittel vorsieht. Im
Interesse eines maglichst breiten elektronischen Zugangs zur Justiz soll das ELSTER-Ver-
fahren daher auch in der ERVV als Identifizierungsmittel fir das OZG-Organisationskonto
zugelassen werden.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 14)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung zur Anderung des § 32b Absatz 1
Satz 2 StPO, die im Gesetz zur Fortentwicklung der Strafprozessordnung und zur Anderung
weiterer Vorschriften vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2099) versehentlich unterblieben ist und
nunmehr nachgeholt werden soll.

Zu Artikel 44 (Inkrafttreten)
Zu Absatz 1

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Eine Ubergangsfrist bedarf es fiir die
Regelungen mit Ausnahme der in Absatz 2 bis 4 aufgefihrten nicht. Es handelt sich bei den
Regelungen ausschlie3lich um Erleichterungen, mit denen kein Umsetzungsaufwand ein-
hergenht.

Zu Absatz 2

Artikel 3, 6, 9, 15, 18, 23, 26, 29 und 32 heben die jeweiligen Ubergangsregelungen zum
Ende der Pilotierungsphase am 1. Januar 2026 wieder auf (vgl. dazu die Begriindung dort).

Zu Absatz 3
Artikel 4, 7, 10, 12, 16, 19, 21, 24, 27, 30 und 33 heben die jeweiligen Ubergangsvorschrif-

ten Ende der zehnjahrigen Ubergangsfrist zum 1. Januar 2036 wieder auf (vgl. dazu die
Begrindung dort).
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Zu Absatz 4

Gemal} Artikel 34 Absatz 1 der Restrukturierungs- und Insolvenzrichtlinie sind die Vorga-
ben des Artikels 28 Buchstabe a bis ¢ der Restrukturierungs- und Insolvenzrichtlinie bis
zum 17. Juli 2024 in nationales Recht umzusetzen. Sie missen ab diesem Tag gelten. Die
Artikel 36 und 37, die den verbliebenen Regelungsbedarf umsetzen und weitere Anpassun-
gen an diese Vorgaben vornehmen, sollen daher unmittelbar am 17. Juli 2024 in Kraft tre-
ten. Mit diesem konkreten Inkrafttretensdatum ist zugleich ein ausreichender zeitlicher Vor-
lauf zur Umsetzung der Regelungen gewahrt. Die Uberleitung vom derzeitigen zum neuen
Recht wird mit dem neuen Artikel 103n EGInsO konkretisiert. Im Einzelnen siehe Begriin-
dung zu Artikel 37. Artikel 38 mit seinen Anderungen des StaRUG kann zur Wahrung eines
ausreichenden zeitlichen Vorlaufs ebenfalls an diesem Tag in Kraft treten.
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	§ 15 des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	2. Absatz 2 wird aufgehoben.


	Artikel 4
	Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung zum 1. Januar 2036
	§ 15 des Einführungsgesetzes zur Strafprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 5
	Änderung des Strafvollzugsgesetzes
	Nach § 110a Absatz 1 des Strafvollzugsgesetzes vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 581; 2088); 1977 I S. 436), das zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) geändert worden ist, werden die folgenden Absätze 1a bis 1c eingef...

	Artikel 6
	Weitere Änderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2026
	§ 110a Absatz 1c des Strafvollzugsgesetzes vom 16. März 1976, das zuletzt durch Artikel 5 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 7
	Weitere Änderung des Strafvollzugsgesetzes zum 1. Januar 2036
	§ 110a Absatz 1b des Strafvollzugsgesetzes vom 16. März 1976, das zuletzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 8
	Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
	Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 73) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 49a Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „479 Absatz 1, 2, 5 Satz 1 und Absatz 6 sowie“ durch die Wörter „479 Absatz 1, 2 und 4 Satz 1 sowie Absatz 5 und“ ersetzt.
	2. In § 49b Nummer 4 werden die Wörter „§ 479 Absatz 4 Nummer 2“ durch die Wörter „§ 479 Absatz 3 Nummer 2“ ersetzt.
	3. Nach § 110a Absatz 1 werden die folgenden Absätze 1a bis 1c eingefügt:


	Artikel 9
	Weitere Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten zum 1. Januar 2026
	§ 110a Absatz 1c des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, das zuletzt durch Artikel 8 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 10
	Weitere Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten zum 1. Januar 2036
	§ 110a Absatz 1b des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, das zuletzt durch Artikel 9 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 11
	Änderung des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch
	Dem Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4101-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 154) geändert worden ist, wi...
	„… [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Abschnitt mit Zählbezeichnung]. Abschnitt
	Übergangsvorschrift zum Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs
	Artikel … [einsetzen: nächster bei der Verkündung freier Artikel mit Zählbezeichnung]



	Artikel 12
	Weitere Änderung des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch zum 1. Januar 2036
	Der … [einsetzen: Abschnittbezeichnung aus Artikel 11]. Abschnitt des Einführungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 11 geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 13
	Änderung der Zivilprozessordnung
	Die Zivilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I S. 1781), die zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 22. Februar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 51) geändert worden ist, wird wie folgt g...
	1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 130d folgende Angabe eingefügt:
	2. § 130a wird wie folgt geändert:
	3. Nach § 130d wird folgender § 130e eingefügt:
	„§ 130e
	Formfiktion


	4. Dem § 298a wird der folgende Absatz 3 angefügt:


	Artikel 14
	Änderung des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung
	§ 43 des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 310-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)...
	§ 43 „
	Übergangsregelung zum Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs; Verordnungsermächtigung



	Artikel 15
	Weitere Änderung des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2026
	§ 43 des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 14 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	2. Absatz 2 wird aufgehoben.


	Artikel 16
	Weitere Änderung des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung zum 1. Januar 2036
	§ 43 des Gesetzes, betreffend die Einführung der Zivilprozessordnung, das zuletzt durch Artikel 15 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 17
	Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
	Das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), das zuletzt durch Artikel 9a des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 155) geändert word...
	1. § 14 wird wie folgt geändert:
	2. § 41 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:


	Artikel 18
	Weitere Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum 1. Januar 2026
	§ 14 Absatz 8 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das zuletzt durch Artikel 17 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 19
	Weitere Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit zum 1. Januar 2036
	§ 14 Absatz 7 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, das zuletzt durch Artikel 18 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 20
	Änderung des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen
	Das Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1994 (BGBl. I S. 1537), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2632) geändert worden ist, wird wie folgt g...
	1. In § 77a Absatz 7 Satz 1 werden die Wörter „§ 32a Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5“ durch die Wörter „§ 32a Absatz 3 und 4 Satz 1 Nummer 1 bis 5“ ersetzt, wird das Wort „sowie“ durch das Wort „und“ ersetzt und werden vor dem Wort „sinngemäß“ die Wört...
	2. § 77b wird wie folgt geändert:


	Artikel 21
	Weitere Änderung des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen zum 1. Januar 2036
	In § 77a Absatz 7 Satz 1 des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen, das zuletzt durch Artikel 20 dieses Gesetzes geändert worden ist, werden die Wörter „497 der Strafprozessordnung sowie § 15 des Einführungsgesetzes zur Strafproz...

	Artikel 22
	Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes
	Das Arbeitsgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 1036), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 10) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 46c Absatz 3 wird der folgende Satz angefügt:
	2. Dem § 46e wird der folgende Absatz 3 angefügt:
	3. Nach § 46g wird folgender § 46h eingefügt:
	„§ 46h
	Formfiktion


	4. § 112 wird wie folgt geändert:


	Artikel 23
	Weitere Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026
	§ 112 des Arbeitsgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 22 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Überschrift werden das Semikolon und das Wort „Verordnungsermächtigung“ gestrichen.
	2. § 112 Absatz 4 wird aufgehoben.


	Artikel 24
	Weitere Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036
	§ 112 Absatz 3 des Arbeitsgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 23 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 25
	Änderung des Sozialgerichtsgesetzes
	Das Sozialgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 155) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 65a Absatz 3 wird der folgende Satz angefügt:
	2. Nach § 65b Absatz 1a wird der folgende Absatz 1b eingefügt:
	3. Nach § 65d wird folgender § 65e eingefügt:
	„§ 65e
	Formfiktion


	4. § 211 wird wie folgt gefasst:
	„§ 211



	Artikel 26
	Weitere Änderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2026
	§ 211 des Sozialgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 25 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	2. Absatz 2 wird aufgehoben.


	Artikel 27
	Weitere Änderung des Sozialgerichtsgesetzes zum 1. Januar 2036
	§ 211 des Sozialgerichtsgesetzes, das zuletzt durch Artikel 26 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 28
	Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung
	Die Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 55a Absatz 3 wird der folgende Satz angefügt:
	2. Nach § 55b Absatz 1a wird der folgende Absatz 1b eingefügt:
	3. Nach § 55d wird folgender § 55e eingefügt:
	„§ 55e
	Formfiktion


	4. § 177 wird wie folgt gefasst:
	„§ 177



	Artikel 29
	Weitere Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar 2026
	§ 177 der Verwaltungsgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 28 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	2. Absatz 2 wird aufgehoben.


	Artikel 30
	Weitere Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung zum 1. Januar 2036
	§ 177 der Verwaltungsgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 29 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 31
	Änderung der Finanzgerichtsordnung
	Die Finanzgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. März 2001 (BGBl. I S. 442, 2262; 2002 I S. 679), die zuletzt durch Artikel 13 Absatz 3 des Gesetzes vom 10. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 64) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Dem § 52a Absatz 3 wird der folgende Satz angefügt:
	2. Nach § 52b Absatz 1a wird der folgende Absatz 1b eingefügt:
	3. Nach § 52d wird folgender § 52e eingefügt:
	„§ 52e
	Formfiktion


	4. § 162 wird wie folgt gefasst:
	„§ 162



	Artikel 32
	Weitere Änderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2026
	§ 162 der Finanzgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 31 dieses geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.
	2. Absatz 2 wird aufgehoben.


	Artikel 33
	Weitere Änderung der Finanzgerichtsordnung zum 1. Januar 2036
	§ 162 der Finanzgerichtsordnung, die zuletzt durch Artikel 32 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird aufgehoben.

	Artikel 34
	Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes
	In § 191a Absatz 3 Satz 3 des Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBl. I S. 1077), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2606) geändert worden ist, werden nach den Wörtern ...

	Artikel 35
	Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes
	§ 10 Absatz 1 Satz 1 des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. März 2022 (BGBl. I S. 610), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2817; 2023 I Nr. 63) geändert worden ist, wird wi...

	Artikel 36
	Änderung der Insolvenzordnung
	Die Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2866), die zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1166) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 5 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
	2. § 8 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	3. Dem § 28 wird der folgende Absatz 4 angefügt:
	4. § 174 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:


	Artikel 37
	Änderung des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung
	Nach Artikel 103m des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2911), das zuletzt durch Artikel 36 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, wird der folgende Artikel 103n eingefügt:
	„Artikel 103n
	Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur weiteren Digitalisierung der Justiz



	Artikel 38
	Änderung des Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetzes
	Das Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3256), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1166) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 20 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „erfolgt“ ein Komma und die Wörter „sofern keine Formerleichterung vereinbart ist,“ eingefügt.
	2. § 21 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	3. In § 41 Absatz 3 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und der folgende Halbsatz angefügt:
	4. § 84 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	5. § 85 wird wie folgt gefasst:
	„§ 85
	Besondere Bestimmungen


	6. In § 86 Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Wort „Internet“ die amtliche Fußnote „*) www.restrukturierungsbekanntmachung.de“ eingefügt.


	Artikel 39
	Änderung der Strafaktenübermittlungsverordnung
	Die Strafaktenübermittlungsverordnung vom 14. April 2020 (BGBl. I S. 799) wird wie folgt geändert:
	1. § 5 wird wie folgt geändert:
	2. In § 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe „§ 5 Satz 1“ durch die Angabe „§ 5“ ersetzt.


	Artikel 40
	Änderung der Dokumentenerstellungs- und -übermittlungsverordnung
	§ 6 der Dokumentenerstellungs- und -übermittlungsverordnung vom 28. Februar 2020 (BGBl. I S. 244), die durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2099) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Der Wortlaut wird Absatz 1.
	2. Der folgende Absatz 2 wird angefügt:


	Artikel 41
	Änderung der Bußgeldaktenübermittlungsverordnung
	Die Bußgeldaktenübermittlungsverordnung vom 6. April 2020 (BGBl. I S. 765) wird wie folgt geändert:
	1. § 5 wird wie folgt geändert:
	2. In § 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe „§ 5 Satz 1“ durch die Angabe „§ 5“ ersetzt.


	Artikel 42
	Änderung der Strafvollzugsgerichtsaktenübermittlungsverordnung
	Die Strafvollzugsgerichtsaktenübermittlungsverordnung vom 3. März 2020 (BGBl. I S. 410) wird wie folgt geändert:
	1. § 5 wird wie folgt geändert:
	2. In § 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe „§ 5 Satz 1“ durch die Angabe „§ 5“ ersetzt.


	Artikel 43
	Änderung der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung
	Die Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 2 Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „müssen“ durch das Wort „sollen“ ersetzt.
	2. In § 11 Absatz 3 Nummer 3 werden das Komma und die Wörter „das über Dienste validierbar ist, die über das Internet erreichbar sind“ gestrichen.
	3. In § 13 Absatz 1 Nummer 2 werden nach den Wörtern „§ 11 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 oder 2“ die Wörter „oder für Nutzer des Organisationskontos im Sinne des § 2 Absatz 5 Satz 4 des Onlinezugangsgesetzes durch ein nach § 87a Absatz 6 der Abgabenordnung...
	4. In § 14 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „schriftlich abzufassende,“ gestrichen.


	Artikel 44
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(2) Die Artikel 3, 6, 9, 15, 18, 23, 26, 29 und 32 treten am 1. Januar 2026 in Kraft.
	(3) Die Artikel 4, 7, 10, 12, 16, 19, 21, 24, 27, 30 und 33 treten am 1. Januar 2036 in Kraft.
	(4) Die Artikel 36 bis 38 treten am 17. Juli 2024 in Kraft.
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